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tismus. Anti semitismus tritt auch in 
Thüringen zunehmend in linken 
und akademischen Kontexten auf.

VOR DER LANDTAGSWAHL befürwor-
tete einer Studie des KomRex 
 zufolge ungefähr ein Drittel der 
Wählerschaft anderer Parteien 
 eine Regierungsbeteiligung von 
CDU und BSW, die SPD erhielt 
Unterstützung von einem Viertel. 
Die AfD erhielt die geringste 
 Zustimmung. Auch nach der Wahl 
blieb die Unterstützung für sie  
auf niedrigem Niveau. Diese 
 Ergebnisse verdeutlichen, dass 
 eine Regierungsbeteiligung der 
AfD von Wähler*innen anderer 
Parteien überwiegend abgelehnt 
wurde, obwohl sie die höchsten 
Stimmanteile erzielte.

STATISTISCHE ANALYSEN DES IDZ zu 
den Wahlergebnissen der AfD  
bei den Kommunal-, Europa- und 
Landtagswahlen 2024 in Thüringen 
zeigen, dass sowohl demografi-
sche, ökonomische als auch poli
tische Faktoren zum Abschneiden 
der AfD beitrugen. Allerdings 
 wiesen die Faktoren der politi-
schen Kultur (frühere rechtsextre-
me Wähler*innenmobilisierung, 
geringe Demokratiezufriedenheit, 
rechtsextreme Einstellungen) mit 
Abstand die höchste Erklärkraft 
für die Wahlergebnisse auf.

INDEM DIE THÜRINGER AFD mit dem 
Nationalsozialismus kokettiert, 

DAS JAHR 2024 WAR vor allem durch 
die Kommunal-, Europa- und 
Landtagswahlen geprägt. Diese 
wurden gerahmt von zahlreichen 
Aktivitäten der extremen Rechten 
und Aktionen der demokratischen 
Thüringer Zivilgesellschaft. Bei 
 allen Wahlen konnte die AfD ihre 
Ergebnisse deutlich ausbauen.

IM UNABHÄNGIGEN MONITORING  
zu rechter, rassistischer und anti-
semitischer Gewalt in Thüringen 
werden von ezra erstmals über 
200 Angriffe innerhalb eines 
 Jahres registriert. Damit entwi-
ckelt sich rechte Gewalt zu einem 
Massenphänomen mit ähnlichen 
Tendenzen wie in den 1990er-
Jahren.

ONLINE-HATESPEECH in Thüringen  
ist ein ernstzunehmendes Problem. 
Sie trifft marginalisierte Gruppen 
ebenso wie die demokratische 
 Zivilgesellschaft. Sie gefährdet 
u. a. das Engagement von Kom-
munalpolitiker*innen und kann  
mit analogen Bedrohungslagen 
einhergehen.

DIE RECHERCHE- UND INFORMATIONS-
STELLE ANTISEMITISMUS (RIAS) 
 THÜRINGEN Thüringen verzeichnete 
2024 eine neue Höchstzahl anti-
semitischer Vor fälle. Erstmals seit 
Beginn der Dokumentation wurden 
mehr  Vorfälle des israelbezoge-
nen  Antisemitismus dokumentiert 
als Fälle von Post-Shoah-Antisemi

EXECUTIVE SUMMARY



7

EX
EC

UT
IV

E S
UM

M
AR

Y

die NS-Verbrechen kleinredet und 
gleichzeitig deutsche Opfer (über-)
betont, enttabuisiert sie völkische 
Überlegenheitsfantasien und knüpft 
an rechtsextreme Identitätspolitik 
an. Zugleich setzt sie die  liberale 
Demokratie mit der DDR gleich, 
brandmarkt politische Gegner*
innen als totalitär und zeichnet 
ein verklärtes Bild der zweiten 
deutschen Diktatur.

HOHE STIMMENANTEILE für die AfD 
auch bei Jungwähler*innen und die 
Rückkehr des jugendlichen Neo-
nazi-Skinheads: Gibt es also einen 
jugendlichen Rechtsruck? Einerseits 
sehen wir neue, durchaus besorg-
niserregende Entwicklungen im 
aktivistischen und subkulturellen 
Milieu sowie auch auf der Einstel-
lungsebene. Andererseits vertritt 
ein Großteil der jungen Menschen 
nach wie vor  liberale bis progres-
sive Einstel lungen und beteiligt sich 
auf der Straße an Demonstratio-
nen gegen die extreme Rechte. 

SEIT GERAUMER ZEIT stehen regio-
nale Anzeigenblätter in der Kritik, 
populistischen Narrativen, Ras sis
mus, Geschichtsrevisionismus, 
 Verschwörungserzählungen und 
Nationalismus ein Forum zu bieten. 
Auch der Altenburger Kurier enthält 
zwar überwiegend unpo liti sche 
Inhalte wie Anzeigen, behördliche 
Mitteilungen und Vereinsmeldun-
gen. Gleichzeitig finden sich in 
nahezu jeder untersuchten Aus
gabe populistische Versatzstücke, 
insbesondere in den Dimensionen 
Anti-Establishment, Anti-Institutio-
nalismus und Manichäismus.

QUEERFEINDLICHKEIT zeigte sich 
2024 in Thüringen in vielen Kon-
texten und äußerte sich nicht nur 
in direkten Angriffen auf queere 
Menschen, sondern auch in der 
gezielten Instrumentalisierung 
queerfeindlicher Narrative durch 
politische Akteur* innen – vor allem 
im Kontext des Wahlkampfes. 
Dies unterstreicht die Dringlichkeit 
struktureller Maßnahmen zum 
Schutz und zur Stärkung queerer 
Communitys.

DAS SELBSTVERSTÄNDNIS von Freien 
Wählergruppen (FW) als ideolo-
gie- und parteifrei kann sich als 
Einfallstor zur Normalisierung 
rechtsextremer Akteur*innen und 
ihrer Ideologie entpuppen. Bei 
 einigen FW verbirgt sich hinter 
der vermeintlich ideologiefreien 
und nicht- parteipolitischen Sach-
politik eine rechtsoffene oder 
 extrem rechte Ideologie.

DAS VERFAHREN GEGEN KNOCKOUT 51 
wirft Fragen zum Umgang der 
Thüringer Justiz mit rechtsextremen 
Strukturen auf. Während die Bun-
desanwaltschaft die Gruppe als 
terroristische Vereinigung einstufte, 
sah das Oberlandesgericht Jena 
ihr Agieren als Akt des legitimen 
Selbstschutzes an. Die »Thüringer 
Sichtweise« steht im Kontrast zur 
Einschätzung des Bundesgerichts-
hofs, der auch die politische Bedeu-
tung der Gruppe gänzlich anders 
einordnet. 



  Am 28. September 
2024 hat mich der achte 
Thüringer Landtag zum 
Präsidenten gewählt. 
Dem ging eine denkwür­
dige konstituierende 
 Sitzung voraus, die deut­
lich machte, was passiert, 
wenn parlamentarische 
Regeln missachtet und 
die Rechte der Abgeord­
neten bewusst ignoriert 
werden. Nur mit einer 
Sitzungsunterbrechung 
und der Anrufung des 
Thüringer Verfassungs­
gerichtshofs  
konnte die  
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Das Jahr 2024 war poli-
tisch  gesehen für Thü-
ringen ein bewegendes. 
Mit Kommunal-, Euro-
pa- und Landtagswahl 
kam es einem Super-
wahljahr gleich, an des-
sen Ende sogar noch das 
Scheitern der Bundes-
regierung stand, das 
zur vorge zogenen Neu-
wahl am 23. Februar 
2025 führte.

Parallel zu einer in Wahl­
kampfzeiten zugespitzten 
Kommunikation erlebten 
wir eine Verschärfung 
des politischen Diskurses 
innerhalb und außerhalb 
des Parlaments. Wir wur­
den Zeugen einer zuneh­
menden Stärkung der 
politischen Extreme und 
des wachsenden Einflus­
ses politischer Ränder 
auf die Gestaltungsmög­
lichkeiten des Parlamen­
tes, bis hin zur Blockade 
notwen diger Ent schei­
dungen. Unsere Demo­
kratie steht unter Druck,  
was auch durch einen 
einstweiligen Höchst­
stand politisch moti vier­
ter Kriminalität  gegen 
 unsere freiheitlich 
 demokratische Grund­
ordnung untermauert 
wird. 

Grusswort des Präsidenten des Thüringer Landtages

Sehr geehrte Leserinnen und Leser

Dr. Thadäus König ist  
seit  2024 Präsident des 
Thüringer Landtages.
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 Gewalt erhebt und Soli­
darität mit betroffenen 
und bedrohten Gruppen 
zeigt, der übernimmt 
Verantwortung.
  Ich danke den Auto­
rinnen und Autoren der 
»Thüringer Zustände« 
für ihre Arbeit. In ihren 
 Beiträgen tragen sie Ent­
wicklungen zusammen, 
die wir nicht beschöni­
gen oder wegreden dür­
fen. Dieser Zustands­
bericht ist ein weiteres 
Instrument, Demokratie 
zu stärken und dafür 
wichtige Schlüsse zu 
 ziehen.

Dr. Thadäus König
Präsident des  
Thüringer Landtages

gen diskutiert, darf auch 
das Gespräch zwischen 
den Menschen nie abbre­
chen. Die  »Thüringer 
Zustände« zeigen deut­
lich, dass dies immer 
schwerer fällt. Hass, Des­
infor  mationen, gewalt­
tätige Übergriffe und 
Bedrohungen lassen kei­
nen Dialog zu. Sie greifen 
die Achtung demokrati­
scher Grundprinzipien 
an und sind Gift für  unser 
Gemeinwesen.
  Dem stellen sich Men­
schen entgegen, die in 
unserem Land Verant­
wortung für das Mitein­
ander übernehmen. Sie 
engagieren sich in Par­
teien, Gewerkschaften, 
Kirchen, Vereinen und 
Jugendgruppen. Sie 
 decken auf, geben Wis­
sen weiter und stellen 
Transparenz her. Sie 
 teilen ihre Überzeugun­
gen, demonstrieren, 
 bestärken einander oder 
stehen Mitmenschen 
zur Seite.
  Sie tun dies im Priva­
ten und im Öffentlichen 
und sie tun dies oft 
 genug mit Zivilcourage. 
Für dieses Engagement 
bin ich dankbar. Und es 
verdient allen Respekt.
  Demokratie zu stärken, 
ist nicht schwer. Wer sich 
in unser Gemeinwesen 
einbringt, die Stimme 
gegen jede Form von 

Konstituierung vollstän­
dig gelingen. Und dies 
nur, weil der Alters prä­
si dent – Mitglied  einer 
vom Verfassungsschutz 
als gesichert rechtsext­
rem eingestuften Par- 
tei – durch das höchste 
 Gericht in Thüringen 
verpflichtet worden ist, 
die Tagesordnung recht­
mäßig umzusetzen.  
Das war ein einmaliger 
Vorgang in Deutschland, 
der Thüringen und sein 
Parlament erneut in der 
öffentlichen Wahrneh­
mung in ein bedenk li ches 
Licht gerückt hat.
  Eine meiner Hauptauf­
gaben sehe ich deshalb 

darin, dem Thürin­
ger Landtag als 

Zentrum der Thü­
ringer Demokra­
tie wieder ein 
positives Image 
zu verleihen. 
Den Bürgerin­
nen und Bür­
gern möchte 
ich vermit­
teln: Dieses 
Parlament ist 
handlungs­

fähig. Für unser 
Land und die 

Menschen, die in 
ihm  leben.

  Das Parlament 
ist auch ein Spiegel 

der Gesellschaft. 
Und so wie es um Mehr­

heiten für Entscheidun­Fo
to
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rDr. Thadäus König ist  
seit  2024 Präsident des 
Thüringer Landtages.
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fenheit, tatsächlich jedoch mit 
dem Ziel, gesellschaftliche Vielfalt, 
Gleichwertigkeit und Teilhabe 
 zurückzudrängen. Die Folgen sind 
Ausgrenzung, Abwertung und 
 Bedrohung all jener, die nicht in 
ein rückwärtsgewandtes, natio
nalistisch-rassistisches Weltbild 
passen.
  In Thüringen lässt sich wie unter 
einem Brennglas beobachten, wie 
radikal die AfD ist. Gleichwohl 
gelingt es ihr, die politische Unzu-
friedenheit vieler Menschen anzu-
sprechen und daraus erhebliche 
Mobilisierungskraft zu schöpfen. 
Dabei tritt in den Hintergrund, dass 
zentrale Positionen ihrer Program-
matik weder mit dem Grundsatz 
der Menschenwürde noch mit den 
Interessen vieler ihrer Wähler*
innen vereinbar sind.
  Bei der Bundestagswahl 2025 
erzielte die AfD in Thüringen ihr 
bundesweit höchstes Ergebnis. In 
der Folge wurden abermals For-
derungen laut, die »Brandmauer« 
einzureißen. Dabei darf nicht aus 
dem Blick geraten: Eine Koopera-
tion mit extrem rechten Kräften – 
egal auf welcher politischen Ebene, 
egal in welcher Frage – trägt zu 
ihrer Normalisierung und Verharm-
losung bei, untergräbt die Grund-
lagen einer menschenrechtsorien-
tierten Demokratie und stellt eine 

Bereits im Vorwort zur vorherigen 
Ausgabe wurde auf die Bedeutung 
der Kommunal- und Europawahlen 
verwiesen, bei denen die rechts-
extreme AfD erhebliche Zugewin-
ne erzielen konnte. Mit der Land-
tagswahl am 1. September 2024 hat 
sich dieser Trend fortgesetzt: Die 
AfD wurde stärkste Kraft und ver-
fügt nun über eine Sperrminorität 
im Parlament. Damit gewinnt sie 
erheblichen Einfluss auf zentrale 
demokratische Prozesse.
  Ein Schwerpunkt dieser Ausgabe 
liegt auf der kritischen Auseinan-
dersetzung mit den politischen 
Verschiebungen im Wahljahr 2024 
und ihren gesellschaftlichen Fol-
gen. Dabei nehmen wir nicht nur 
die AfD, ihre Anhänger*innen und 
Wähler*innen in den Blick, sondern 
auch das breitere Spektrum demo-
kratiefeindlicher Akteur*innen im 
Freistaat und Erscheinungsformen 
gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit – etwa Rassismus, Antisemi-
tismus oder Queerfeindlichkeit.
  Deutlich wird: Wo demokratische 
Kräfte an Sichtbarkeit und Einfluss 
verlieren, nehmen antidemokrati-
sche Akteur*innen diese Räume ein. 
Autoritäre, antipluralistische Positi-
onen gewinnen dort an Wirkmäch-
tigkeit. Oft geschieht dies unter 
dem Deckmantel einer scheinbaren 
»Bürgerlichkeit« und Rechtschaf-

VORWORT
Zum fünften Mal in Folge erscheinen die »Thüringer Zustände«, die von ezra, MOBIT, Kom-
Rex und IDZ gemeinsam herausgegeben werden. Die Publikation versteht sich als kritischer 
Jahresrückblick zur demokratischen Kultur im Freistaat. Mit Blick auf das Superwahljahr 
2024 lässt sich feststellen: Die politischen Entwicklungen markieren eine Zäsur.
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konkrete Gefährdung für Betroffe-
ne gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit dar.
  Zivilgesellschaftliches Engage-
ment für demokratische Werte, 
politische Bildung, Gewaltpräven-
tion und soziale Teilhabe bleiben 
daher unverzichtbar – ebenso wie 
deren langfristige und verlässliche 
Förderung durch Bund und Land. 
Eine finanziell abgesicherte, über-
parteiliche Demokratiearbeit ist 
eine zentrale Voraussetzung für 
ein demokratisches Gemeinwesen, 
das allen Menschen gleichberech-
tigte Teilhabe ermöglicht. Sie ist 
eine wichtige Zukunftsinvestition. 
Dafür braucht es jetzt entschlosse-
nes Handeln – nicht Kürzungen.
  Die Vielfalt der Perspektiven, 
Selbstverständnisse, Leitbilder 
und professionellen Handlungs-
aufträge der Autor*innen spiegelt 
sich in den Beiträgen dieser Aus-
gabe wider. Dazu gehört eine 
konsequente, empathische und 
solidarische Positionierung an der 
Seite von Betroffenen. Die »Thü-
ringer  Zustände« verstehen sich 
als Beitrag zur Stärkung einer of-
fenen, menschenrechtsorientierten 
und demokratischen Gesellschaft.

Ziele der »Thüringer  
Zustände« sind

1) FAKTENBASIERTE DARSTELLUNG  
UND KRITISCHE EINORDNUNG der 
 aktuellen Situation des Rechts
extremismus, des Antisemitismus 
und Rassismus, der Abwertung, 
Diskriminierung und Hassgewalt 
im Freistaat Thüringen

2) KOMPAKTE ANALYSEN UND ÜBER
BLICKE aus den Perspektiven der 
herausgebenden Institutionen unter 
Berücksichtigung zivilgesell schaft li
cher Perspektiven bzw. Betroffenen
perspektiven sowie gegebe nen falls 
relevanter regionaler und lokaler 
Schwerpunktsetzungen

3) BEREITSTELLUNG EINER SOLIDEN 
 INFORMATIONS- UND DOKUMEN TA
TIONSGRUNDLAGE für landesweite, 
regionale und kommunale politisch 
Verantwortliche, Mitarbeiter* innen 
in Behörden, Bildungsinstitutionen, 
Akteur*innen der Zivilgesellschaft 
sowie Journalist*innen

Diese Publikation wurde aus Mitteln 
des Thüringer Landesprogramms 
für Demokratie, Toleranz und Welt
offenheit (DenkBunt) finanziert. 
Die vier herausgebenden Institutio-
nen werden als Strukturprojekte 
des Landesprogramms vom Thürin-
ger Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Arbeit und Familie 
(TMSGAF) gefördert.

Wir danken allen Autor*innen und 
Beteiligten. Besonderer Dank gilt 
Susanne Haldrich für das Lektorat 
und Uwe Adler (Weimar/Berlin) 
für den Satz und das Layout.

Für die Herausgeber*innen

Romy Arnold — MOBIT	  
Franz Zobel — ezra 
Johannes Streitberger — KomRex 
Axel Salheiser — IDZ
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Das Jahr 2024 war vor allem durch die Kommunal-, Europa- und 
Landtagswahlen geprägt. Diese wurde gerahmt von zahlreichen Akti­
vitäten der extremen Rechten und Aktionen der demokratischen 
Thüringer Zivilgesellschaft. Bei allen Wahlen konnte die AfD ihre 
 Ergebnisse deutlich ausbauen.

Die Thüringer AfD im Superwahljahr

Seit Jahren befindet sich die AfD in Thüringen im Dauerwahlkampf. 
Wöchentlich sind Abgeordnete und Mitarbeiter*innen der Partei mit 
Infoständen und Veranstaltungen fast im gesamten Freistaat präsent. 
Dazu kommt eine nahezu flächendeckende Anbindung an das lokale 
extrem rechte Protestmilieu.

Im Januar 2024 veröffentlichte die Plattform Correctiv eine Recher­
che zu einem extrem rechten Treffen rund um das Thema »Remigra­
tion« (Lüdecke 2024) in Potsdam: Die Veröffentlichungen führten 
bundesweit zu Massenprotesten gegen die extreme Rechte. Auch in 
Thüringen gingen über Wochen Tausende Menschen in zahlreichen 
Orten auf die Straße. Am 14. Januar fand nur wenige Tage nach den 
Veröffentlichungen der erste Wahlgang der Landratswahl im Saale-
Orla-Kreis statt.

Um nach dem Erfolg in Sonneberg die Wahl eines weiteren AfD-Land­
rats zu verhindern, hatte sich Ende 2023 das lokale Bündnis »Dorf­
liebe für alle« gegründet. Trotz ähnlicher Konstellationen wie in Son­
neberg konnte Christian Herrgott (CDU) sich in der Stichwahl mit rund 
fünf Prozentpunkten Vorsprung gegen den AfD-Kandidaten Thrum 
durchsetzen. Dies dürfte nicht zuletzt auch mit der zivilgesellschaft­

JAHRESRÜCKBLICK 2024: 
WAHLEN UND ANDERE 
 BEGLEITERSCHEINUNGEN

Team Mobile Beratung  
in Thüringen (MOBIT)
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lichen Mobilisierung zu erklären sein. Das Bündnis hatte im Vorfeld 
der Wahlen einen offenen Brief verfasst und über 1 500 Unterschrif­
ten aus dem gesamten  Landkreis und darüber hinaus gesammelt.  
Mit diversen Aktionen und Kundgebungen wies das Bündnis immer 
wieder auf die menschenfeindlichen Inhalte der AfD hin.

Bei den Kommunalwahlen im Mai 2024 lag die AfD bei den Kreistags- 
und Stadtratswahlen hinter der CDU auf dem zweiten Platz. Mit Aus­
nahme des Unstrut-Hainich-Kreises zogen die Kandidat*innen der 
AfD bei allen Landratswahlen, bei denen sie antraten, in die Stich­
wahlen ein. Vergleicht man die Stichwahlergebnisse mit den drei 
 vorangegangenen Wahlen um die Landrats- bzw. Oberbürgermeis­
terwahlen in Sonneberg, Nordhausen und dem Saale-Orla-Kreis, 
schnitten am 9. Juni alle AfD-Kandidaten deutlich schlechter ab und 
es konnte kein weiteres Landratsamt gewonnen werden. Man kann  
hier – auch mit Blick auf die folgenden Wahlen – nicht davon sprechen, 
dass die »blaue Welle« gestoppt werden konnte. Es zeigte sich aber, 
dass zivilgesellschaftliche Proteste sehr wohl einen Einfluss auf die 
Wahlen haben können. Dennoch: Die ausgebaute Präsenz der AfD auf 
kommunaler Ebene birgt vor allem die Gefahr einer weiteren Norma­
lisierung.

ABBILDUNG 1: Am 6. Januar organisierte das  
Bündnis »Dorfliebe für alle« eine Demonstration  
in Schleiz zur Landratswahl  (Quelle: MOBIT)
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Am 1. September fand in Thüringen die Landtagswahl statt, bei der 
die AfD mit 32,8 Prozent stärkste Kraft wurde und die Sperrminorität 
erreichte. Von den insgesamt 88 Landtagsabgeordneten stellt die  
AfD nun 32. Mit der Sperrminorität verfügt die AfD über die Position, 
auf verschiedenen Ebenen Entscheidungen im Landtag blockieren  
zu können oder/und die eigene Präsenz in Gremien deutlich auszu­
bauen. So kann beispielsweise ohne Zustimmung der AfD weder der 
Landtag aufgelöst, Richter*innen im Richterwahlausschuss gewählt 
noch die parlamentarische Kontrollkommission besetzt werden. 
 Letz tere dient eigentlich der Kontrolle des Verfassungsschutzes, der 
wiederum die AfD als gesichert rechtsextrem einstuft. Wie destruk­
tiv die AfD mit der neuen Stärke auf die parlamentarische Demokra­
tie wirken kann, um diese zu delegitimieren, zeigte sich bereits in  
der konstituierenden Sitzung des Landtages am 26. September 2024. 
Diese musste aufgrund des Agierens des sitzungsleitenden AfD-
Alterspräsidenten Jürgen Treutler abgebrochen werden. Im Nach­
gang der Sitzung rief die CDU das Thüringer Verfassungsgericht an, 
welches den AfD-Alterspräsidenten schlussendlich in die Schranken 
wies. Die AfD reagierte ihrerseits mit Strafanzeigen wegen Befangen­
heit gegen verschiedene Richter*innen, welche die Staatsanwalt­
schaft wegen fehlenden Anfangsverdachts zurückwies.

ABBILDUNG 2:  
Wahlkampf - 

abschluss der  
Thüringer AfD  
am 30. August  
2024 in Erfurt  

(Quelle: MOBIT) 
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Letztlich konnte bei der Regierungsbildung die Zusammenarbeit 
mit der AfD verhindert werden. Mario Voigt (CDU) wurde nach 
 Unterstützungszusage durch Die Linke als neuer Ministerpräsi­
dent ohne Stimmen der AfD gewählt, wodurch kein erneuter Kem­
merich-Effekt zustande kam. Beim Landesparteitag in Arnstadt 
am 14./15. Dezember 2024 meinte Höcke in seiner Vorstel lungs­
rede, er sei »bei aller Bescheidenheit […] der wahre Ministerpräsi-
dent von Thüringen«. Er setzte damit die Strategie fort, die AfD als 
Opfer eines vermeintlich undemokratischen Agierens der anderen 
Landtagsfraktionen zu inszenieren (Debes 2024).

Trotz der Erfolge der extrem rechten Partei wurden im Jahres­
verlauf immer wieder interne Machtkämpfe um die Aufstellung 
der Kandidat*innen öffentlich. Bereits vor den Kommunalwahlen 
gab es in der AfD Streit. In Saalfeld-Rudolstadt versuchte der Kreis­
verband der AfD, seine bereits im Herbst 2023 für die Kreistags­
wahl gewählten Kandidat*innen rund um den Landtagsabgeord­
neten Karlheinz Frosch neu wählen zu lassen. Höcke unterstützte 
die Konkurrenzliste dabei offensiv. Der Konflikt wurde vor dem 
Landgericht Gera ausgetragen und zugunsten Froschs entschie­
den. Letztlich traten zwei konkurrierende Listen aus den Reihen 
der AfD an. Ähnliche parteiinterne Auseinandersetzungen folgten 
im Wartburgkreis: Hier intervenierte der Landesvorstand gegen 
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zwei vom AfD-Kreisverband Westthüringen im Februar 2024 gewähl­
te Direktkandidaten und versagte diesen die Unterschrift für ihre 
Kandidatur zur Landtagswahl. Weil sich die Kandidaten gegen den 
vom Parteivorstand favorisierten AfD-Kreisvorsitzenden durchsetz­
ten, wollte der Parteivorstand die Wahl wiederholen. Auch diese 
 Auseinandersetzung wurde juristisch vor dem Landgericht in Erfurt 
geführt. Bei den Kandidaturen zur Bundestagswahl zeichneten sich 
ähnliche Konflikte ab. Mit Robert Teske, Torben Braga und Stefan 
Möller wurden schließlich drei enge Höcke-Vertraute auf die Landes­
liste gewählt.

»Reichsbürger« und andere Spektren

Die Szene der »Reichsbürger« war 2024 sehr aktiv in Thüringen. 
 Neben zahlreichen Vorträgen und Kongressen fand die größte bun­
desweite Szene-Demonstration mit rund 1 000 Menschen in Gera 
statt. Daneben waren die lokalen Gruppen weiter fester Bestandteil 
des themenflexiblen Protestspektrums und in Teilen Bündnispartner 
der AfD. Insbesondere der langjährige Aktivist Frank Haußner aus 
Zeulenroda – eine der Führungsfiguren von Freies Thüringen – bildet 
eine zentrale Schnittstelle zwischen »Reichsbürger«-Milieu und AfD. 
Zudem ist Thüringen weiterhin der wichtigste Veranstaltungsort für 
bundesweite »Reichsbürger«-Netzwerke. Regelmäßig finden in zahl­
reichen Regionen Vorträge unterschiedlicher »Reichsbürger«-Grup­
pen statt. Die größten beiden Veranstaltungen waren zum einen das 
»Große Treffen der Bundesstaaten 25+1« am 6. April in Gera. Rund 
1 000 Anhänger*innen der Szene kamen hier zusammen. Insgesamt 
wurde das Veranstaltungsformat bereits vier Mal verwirklicht, in 
Thüringen allerdings mit dem größten Zulauf. Daneben fand mit  
dem »Staatsvolktreffen« am 16. November ein weiteres bundesweites 
 Treffen statt. Aufgrund der Intervention der Behörden stand den Ver­
anstalter*innen kein Raum zur Verfügung. So wandelten sie die als 
Tagung geplante Veranstaltung in eine Demonstration in Leinefelde 
um, bei der auch einige der vorgesehenen Redner*innen sprachen. 
Insgesamt waren trotz des Ausfalls der eigentlichen Veranstaltung 
zwischen 200 und 300 Menschen angereist. Diese beiden Großereig­
nisse zeigen – neben zahlreichen kleineren Veranstaltungen und der 
Anbindung der mutmaßlichen Terrorgruppe um Prinz Reuß im 
 Freistaat –, dass Thüringen von zentraler Bedeutung für die bundes­
weite Szene ist. »Reichsbürger« sind im Kontext des stattfindenden 
Rechtsrucks ein wichtiger Faktor sowohl in der Mobilisierung auf der 
Straße als auch bei der grundsätzlichen Delegitimierung des demo­
kratischen Systems. Sie verstärken nicht nur die Verbreitung von 
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 Verschwörungserzählungen, sondern arbeiten dadurch auch aktiv an 
der Abkehr zahlreicher Menschen vom demokratischen Diskurs.

Neonazi-Szene: Verfahren, Immobilien und RechtsRock

Die Bedeutung der Neonazi-Szene im Parteienspektrum ist seit dem 
Auftauchen der AfD weiter zurückgegangen. Als subkulturelles Phä­
nomen und Struktur insgesamt ist ihr Beitrag für das Erstarken der 
extremen Rechten aber nicht zu unterschätzen. Besonders in Regio­
nen, in denen einzelne Aktivist*innen seit vielen Jahren aktiv sind 
und/oder die Szene über eigene Immobilien verfügt, ist der Einfluss 
der »klassischen« extremen Rechten besonders hoch – wie sich am 
 Beispiel von Tommy Frenck (Bündnis Zukunft Hildburghausen) zeigt. 
Mit seinem Gasthaus »Eiserner Löwe« in Brattendorf (Landkreis 
 Hildburghausen) ist er nicht nur regional ein Anlaufpunkt, sondern 
mobilisiert mit Konzerten etc. auch überregionales Neonazi-Publi­
kum nach Südthüringen.

Vor allem der Prozess gegen die Hauptangeklagten im Knockout-51-
Prozess hatte für die Thüringer Neonazi-Szene deutliche Auswir kun­
gen. Vor dem Oberlandesgericht (OLG) Jena standen vier Haupt be schul­
digte vor Gericht (Prozessdoku Thüringen 2024; siehe auch Beitrag 
zur Prozessdokumentation in diesem Band). Ihre rund zweijährige 
Inhaftierung ließ die Aktivitäten der Neonazi-Szene in Eise nach deut­
lich einbrechen. Im Zuge der Ermittlungen gab es Ende 2023 weitere 
 Verhaftungen gegen mutmaßliche Mitglieder und Unterstützer der 
Gruppe, darunter der Heimat-Funktionär Patrick David Wieschke. 
Das Verfahren soll erneut am OLG in Jena stattfinden. Die Neonazi-
Szene warf Wieschke seine Kooperation und sein Aussageverhalten 
vor. Er gilt damit in weiten Teilen der Szene als Verräter. Eine der 
 offensichtlichen Folgen nach seiner Haftentlassung war, dass bisher 
keine weiteren öffentlich bekannt gewordenen RechtsRock-Konzerte 
in der Eisenacher Heimat-Landesgeschäftsstelle stattgefunden haben. 
2024 wurden von MOBIT 48 rechte Musikveranstaltungen in Thürin­
gen gezählt (MOBIT 2025). Das Wegbrechen einer der wichtigsten Sze­
ne-Immobilien als Veranstaltungsort hatte einen Abwärtstrend der 
Aktivitäten im Bereich RechtsRock zur Folge: Auch in  Ohrdruf (Land­
kreis Gotha) verlor die Neonazi-Szene eine Immobilie. Die Kleinst­
partei Der Dritte Weg musste 2025 hier ihr Parteibüro  räumen.

Gleichzeitig verließ der Neonazi Tommy Frenck den von ihm gepach­
teten Gasthof »Goldener Löwe« in Kloster Veßra (Landkreis Hildburg­
hausen) und bezog nur wenige Kilometer entfernt in Brattendorf eine 
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neue Immobilie. Mit der Eröffnung des »Eisernen Löwen« im Septem­
ber 2024 steht nun eine neue Szene-Gaststätte zur Verfügung, die sich 
mit Neonazi-Kitsch vor allem wieder an die eigene Szene richtet. 
Frenck kündigte im Zuge der Neueröffnung gleich mehrere Rechts­
Rock-Konzerte bis Jahresende an. Der Neonazi bewarb sich bei der 
Landratswahl in Hildburghausen als Kandidat, was bundesweit für 
Aufsehen sorgte. Zwar verlor Frenck die Stichwahl mit 31,1 Prozent 
der Stimmen deutlich, konnte dabei aber zeigen, dass rund ein Drittel 
der Wahlberechtigten bereit sind, einem Neonazi ihre Stimme zu 
 geben (MOBIT 2024).

Eine Neuformierung im Bereich jugendlicher Neonazismus zeigte sich 
spätestens beim Wahlkampfabschluss der AfD am 31. August auf dem 
Domplatz in Erfurt. An der Versammlung nahm eine größere Gruppe 
teils sehr junger Neonazis teil, die bisher in verschiedenen Organisa­
tionen aktiv waren. Nach dem Zerfall der Neue Stärke Partei (NSP) und 
in Folge des Gerichtsverfahrens gegen die Neonazis der extrem rech­
ten Kampfsportgruppe Knockout 51 scheinen sich im jugendlichen 
und militanten Neonazismus neue Netzwerke herauszubilden.  Bereits 
in der Vergangenheit waren u.a. in Erfurt junge Neonazis  aufgefallen, 
die Aktionen der demokratischen Zivilgesellschaft störten und angrif­
fen. Zudem tauchten thüringenweit wieder vermehrt Graffiti mit rech­
ten Botschaften auf. Diese neuen Netzwerke zeigten sich auch beim 
Wahlkampfabschluss der AfD in Erfurt. Hier traten als wahrnehm­
bare Gruppe nicht nur Personen aus den ehemaligen Strukturen der 
NSP und einzelne Mitglieder von Knockout 51 auf,  sondern auch aus 
dem Umfeld der Neonazi-Partei Der Dritte Weg und der Fanszene des 
Rot-Weiß-Erfurt. Daneben waren Akteur*innen aus dem völkischen 
Spektrum vor Ort und Aktivist*innen der Identitären Bewegung.

Fazit

Im Jahr 2024 hat sich in Thüringen auf parlamentarischer Ebene eine 
weitere Verschiebung nach rechts manifestiert. Die AfD konnte bei 
nahezu allen Wahlen ihre bisherigen Ergebnisse ausbauen. Diese 
 Erfolge führen zu einem noch stärkeren Einfluss und Ausbau der 
 Präsenz der Partei im Freistaat. Bereits wenige Tage nach der Wahl 
hat die Partei ihre Dauerbeschallung durch Infostände und Veran­
staltungen in ganz Thüringen wiederaufgenommen. In den kommu­
nalen Gremien und im Landtag ist es kaum noch möglich, die ohnehin 
löchrige Brandmauer aufrechtzuerhalten. Viel mehr zeichnet sich 
immer deutlicher ab, dass demokratische Parteien gewillt sind, mit 
der AfD zusammenzuarbeiten.
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Der Erfolg der extremen Rechten war in den zurückliegenden Mona­
ten vor allem bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu beobach­
ten. Nicht zuletzt wurde dies durch das Landtagswahlergebnis in 
Thüringen bestätigt.

Die Krisen und Kriege der letzten Jahre in Kombination mit teils 
 instabilen Regierungskonstellationen sowohl auf Landes- wie auch 
auf Bundesebene bereiten für den Aufstieg extrem rechter Akteur*­
innen verschiedener Couleur einen fruchtbaren Nährboden. Die 
 Thü ringer AfD hat sich dabei längst zum Gravitationspunkt auch für 
andere Teilbereiche der extremen Rechten entwickelt.

MOBIT dokumentiert  
vierteljährlich die  
Aktivitäten der extremen  
Rechten auf ihrem Blog  
unter www.mobit.org
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Für 2024 registrierte ezra in ihrer Jahresstatistik des unabhängigen 
Monitorings zu rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt  
in Thüringen 206 Fälle, bei denen mindestens 315 Menschen direkt 
betroffen oder mit angegriffen waren. Damit zeigt sich nicht nur ein 
deutlicher Anstieg im Vergleich zu 2023, sondern es wird erneut ein 
Höchststand erfasst. Außerdem wurden erstmalig über 200 Angriffe 
innerhalb eines Jahres registriert. Das entspricht vier rechten Gewalt­
taten pro Woche (ezra 2025).

RECHTE GEWALT ENTWICKELT 
SICH ZU EINEM MASSEN­
PHÄNOMEN: ERSTMALS ÜBER 
200 RECHTE, RASSISTISCHE  
UND ANTISEMITISCHE ANGRIFFE 
IN THÜRINGEN IN 2024

Theresa Lauß und Franz Zobel

ABBILDUNG 3: Anzahl der Angriffe von 2014 bis 2024
(Quelle: ezra)

Das unabhängige Monitoring durch ezra  
wird als Verlaufsstatistik erfasst. Das bedeutet,  
dass Nachmeldungen fortlaufend möglich sind.
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Zunahme bei Angriffen auf politische Gegner*innen  
und queerfeindlicher Gewalt

Rassismus bleibt im Jahr 2024 mit 108 Fällen das häufigste Tatmotiv 
und damit auf dem sehr hohen Niveau des Vorjahres. Darin zeigt sich 
eine gefährliche Kontinuität, die seit 2021 eine erneute Verschärfung 
erfährt, nachdem es in den Jahren 2016 und 2017 zu einer Eskalation 
rassistischer Gewalt kam. Dies geht mit einer zunehmend massiven 
rechtsextremen Raumnahme einher: Beispielsweise werden Haken­
kreuz-Graffiti als Kennzeichnung an Wohnhäuser angebracht, in 
 denen vorwiegend Migrant*innen leben.

Eine Zunahme wird in der ezra-Jahresstatistik mit 47 Angriffen auch 
auf politische Gegner*innen verzeichnet. Gleichzeitig wurden auch 
mehr Angriffe auf politische Verantwortungsträger*innen  registriert, 
die im Zusammenhang mit den sogenannten Bauernprotesten und 
den Wahlen im vergangenen Jahr standen. Dabei hat sich wiederholt 
gezeigt, dass die aggressive Feindbildmarkierung durch die extreme 
Rechte auch Politiker*innen zur Zielscheibe macht (ezra 2024).

Ein besorgniserregender Anstieg wird auch bei queerfeindlichen 
 Angriffen erfasst. Im Vergleich zum Vorjahr haben sich diese fast 
 verdreifacht. Auch antisemitische Tatmotivationen bleiben seit dem 
7. Oktober 2023, dem terroristischen Großangriff der islamistischen 
Hamas auf Israel, auf einem problematischen Niveau (vgl. auch den 
Beitrag von Schuldt und Zielinski in diesem Band). 

Mehr rechte Gewalt und Bedrohungen im öffentlichen  
Raum und im Wohnumfeld von Betroffenen

In Bezug auf die Angriffsorte zeigt sich, dass Angriffe und Bedrohun­
gen im öffentlichen Raum und im Wohnumfeld von Betroffenen in 
 erheblichem Maße zugenommen haben. Ein besonders drastisches 
Beispiel ist der Brandanschlag auf das Haus des ehemaligen SPD-Kom­
munalpolitikers Michael Müller im Februar 2024, der u.a. aufgrund 
dieser Erfahrung Thüringen verlassen hat (Rückewold 2025).

Außerdem werden mehr Angriffe auf bzw. in Räumen politischer 
 Organisierung wie beispielsweise Partei- und Gewerkschaftsbüros 
registriert. Dabei werden nur massive Sachbeschädigungen in Form 
wiederholter Angriffe sowie Bedrohungs- und Körperverletzungs­
delikte erfasst. Deshalb muss davon ausgegangen werden, dass die 
tatsächliche Zahl weitaus höher liegt. Sowohl im Bereich von Asyl­
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unterkünften als auch im Zusammenhang mit Demonstrationen kam 
es jeweils zu zwölf Angriffen.

Angriffszahlen in Gera verdoppeln sich

Wie in den vergangenen Jahren bleibt Erfurt mit 46 Angriffen Schwer­
punkt rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt im Freistaat. 
Darauf folgen Jena und Gera. In beiden Thüringer Großstädten haben 
Angriffe stark zugenommen, in Gera hat sich die Zahl sogar verdop­
pelt. Auch im Landkreis Sonneberg bleibt rechte Gewalt auf einem 
hohen Niveau. Auffällig ist zudem, dass in weiteren Städten und Land­
kreisen, wie in Weimar, im Landkreis Nordhausen oder im Saale-
Holzland-Kreis, die Zahl der Fälle im zweistelligen Bereich liegen.

108

47

16

8

8

6

2
ABBILDUNG 4: Angriffe im  
Jahr 2024 nach Tatmotivation
(Quelle: ezra)

■  Rassismus (108)
■ � gegen politische  

Gegner*innen (47)
■ � wegen sexueller  

Orientierung/Identität –  
gegen LGBTIQ* (16)

■ � gegen politische  
Verantwortungsträger*innen (8)

■ � Antisemitismus (8)
■ � unbekannt (6)
■ � Journalist*innen (6)
■ � Sozialdarwinismus (5)
■  gegen Nicht-Rechte (2)

6
5

Tendenzen wie in den 1990er-Jahren

Rechte Gewalt entwickelt sich damit zu einem Massenphänomen, 
 wobei die Opferberatungsstelle ähnliche Tendenzen wie in den 
1990er-Jahren beobachtet. Zum einen, weil die Fallzahlen in den 
 letzten Jahren kontinuierlich gestiegen sind. Dies belegt nicht nur das 
unabhängige Monitoring von ezra, sondern auch die Statistik des 
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ABBILDUNG 5: Angriffe 2024 nach  Landkreisen und kreisfreien Städten
(in Klammern: 2023; Quelle: ezra)

Thüringer Innenministeriums zu »Politisch Motivierter Kriminali­
tät« (TMIKL 2025). Zum anderen nehmen die Angriffe flächendeckend 
bzw. im ländlichen Raum zu.

Eine weitere Parallele zur Nachwendezeit zeigt sich in der gesell­
schaftlichen Stimmung, in der hohe Zustimmungswerte zu extrem 
rechten Positionen mit einer Zunahme rechtsmotivierter Straftaten 
einhergehen. Durch die Wahlergebnisse der rechtsextremen AfD 
fühlen sich rechte Gewalttäter*innen legitimiert (Lauß/Zobel 2024). 
Im Unterschied zu den 1990er-Jahren erhalten diese durch einfluss­
reiche rechtsextreme Akteur*innen wie die AfD ideologische Rücken­
deckung. Das zeigt sich zum Beispiel in parlamentarischen Angriffen 

Saale-Holzland-Kreis = 10 (6)
Nordhausen = 10 (5)
Ilm-Kreis = 9 (8)
LK Altenburger Land = 9 (6)
Suhl = 8 (1)
LK Schmalkalden/ 
Meiningen = 7 (8)
LK Saalfeld-Rudolstadt = 7 (4)
Unstrut-Hainich-Kreis = 6 (1)
LK Gotha = 5 (4)
Kyffhäuserkreis = 4 (3)
Saale-Orla-Kreis = 3 (2)
LK Hildburghausen = 3 (1)
LK Greiz = 2 (8)
LK Weimarer Land = 2 (3)
Eisenach = 1 (9) 
LK Eichsfeld = 1 (4)

Erfurt = 46 (40)
Jena = 22 (16)
Gera = 19 (9)
Weimar = 16 (18)
LK Sonneberg = 15 (20)
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auf gemeinsame politische Gegner*innen wie Projekte, Initiativen 
oder Organisationen aus den Bereichen Demokratie-, Antidiskrimi­
nierungs- oder Integrationsarbeit. Darüber hinaus bestehen vielfach 
nachgewiesene Verbindungen zur organisierten Neonazi-Szene,  deren 
Mitglieder ganz offen an Veranstaltungen wie dem Abschluss des 
Landtagswahlkampfs teilnehmen (Beck 2024).

Gleichzeitig zeigt sich in der aktuellen Entwicklung eine wachsende 
Enthemmung: So greifen Täter*innen zunehmend völlig ungehindert 
am helllichten Tag im öffentlichen Raum an. Beispielhaft steht dafür 
der Angriff auf einen Mitarbeiter der Technischen Universität (TU) 
 Ilmenau, der bei einem Fahrradausflug mit seiner Familie zunächst 
von einem Mann rassistisch beleidigt und später vor seinem Haus von 
diesem geschlagen wurde. 

Vermehrt jugendliche Neonazis als Täter*innen  
und Wiedererstarken neonazistischer Jugendgruppen

Besonders auffällig ist zudem, dass von ezra vermehrt jugendliche 
bzw. junge Neonazis als Täter*innen wahrgenommen werden, die in 
ihrem Aussehen an Neonazis der 1990er-Jahre erinnern. Dieses Phä­
nomen ist auch in anderen ostdeutschen Bundesländern zu beobach­
ten (Litschko 2025). Das zeigt sich zum Beispiel in einem Fall im Okto­
ber 2024 in Erfurt, als vier junge Männer eine Freund*innengruppe 
brutal angreifen, weil eine Person aus der Gruppe einen Beutel der 
Jugendorganisation der Partei Die Linke trägt.

Zudem ist mit großer Sorge ein Wiedererstarken neonazistischer 
 Jugendgruppen zu beobachten. Diese schaffen durch ein dominantes 
und aggressives Auftreten Angsträume. Wie in den zuvor geschilder­
ten Fällen in Erfurt fallen diese mit Gewalt gegen linke und queere 
Menschen auf. Konkret zeigt sich das zum Beispiel in Gera, wo mit der 
Gerschen Jugend eine neonazistische Jugendgruppe sehr präsent ist. 
Sie nimmt regelmäßig an den sogenannten Montagsdemonstrationen 
von Neonazi und AfD-Mitglied Christian Klar teil, tritt brutal auf und 
war auch an Angriffen beteiligt. So schlug unter anderem ein Mitglied 
der Gruppe einem schwulen Paar mehrfach ins Gesicht.

In der Nachwendezeit, in der sich durch jugendliche Neonazi-Gruppen 
vielerorts eine rechte Hegemonie auf der Straße ungehindert entfal­
ten konnte, entwickelte sich rechte Gewalt zu einem Massenphäno­
men. Mit Blick auf die Gegenwart sind soziale Medien eine zusätzliche 
Verstärkung in der Radikalisierung von Jugendlichen, die sich dort 
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auch vernetzen und organisieren. Auf diese Entwicklung muss drin­
gend reagiert werden, indem Jugendliche gestärkt werden, die von 
den rechten Dominanzbestrebungen und der damit einhergehenden 
Gewalt betroffen sind.

Sicherheitspolitik: Langfristige Absicherung  
und Ausbau von Fachberatungsstellen

Der entscheidende Unterschied zu den 1990er-Jahren ist, dass sich 
ein professionelles Angebot der sozialen Arbeit für Betroffene von 
rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt und Bedrohungen 
etabliert hat. Allein im Jahr 2024 konnten durch die Thüringer Opfer­
beratungsstelle 209 Menschen mit 830 Unterstützungsleistungen 
 geholfen werden. Doch die Finanzierung von Beratungsstellen wie 
ezra ist nur bis Ende 2025 gesichert. Jahr um Jahr bangen diese und 
andere Demokratieprojekte um ihre Existenz. Deswegen braucht es 
die langfristige Absicherung und den Ausbau von Fachberatungs­
stellen, die beispielsweise über Landes- und Bundesprogramme wie 
»DenkBunt« und »Demokratie leben!« gefördert werden (Otto 2025). 
Denn diese leisten einen essenziellen, sicherheitspolitischen Beitrag: 
Indem sie die Betroffenen durch die langjährigen Instanzenwege 
 begleiten, stärken sie das Vertrauen in den Rechtsstaat. Durch die 
 Beratung zu möglichen Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen tragen 
sie zur Prävention bei. Zudem stellen sie durch ihre Expertise bei der 
Erfassung und Sichtbarmachung rechter Angriffe ein wichtiges Früh­
warnsystem und eine Risikoanalyse für Sicherheitsbehörden, Politik 
und Wissenschaft zur Verfügung.
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Hatespeech bezeichnet abwertende oder bedrohliche Sprache, die 
 gezielt gegen bestimmte Gruppen gerichtet ist, etwa aufgrund von 
 Geschlecht, Herkunft, Religion oder politischem Engagement (vgl. 
 Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft 2019: 14f.). Besonders 
betroffen sind Frauen, Politiker*innen, Journalist*innen, queere 
Menschen, Migrant*innen und Aktivist*innen (vgl. Das NETTZ et al. 
2024). Ziel dieser Angriffe ist es, Menschen zu verunsichern, zu diffa­
mieren und aus der öffentlichen Debatte zu drängen. Dazu werden 
häufig Kommentare, Memes oder Hetzkampagnen in den sozialen 
Medien genutzt. Viele dieser Inhalte bleiben bewusst knapp unter  
der Grenze der Strafbarkeit. Das macht es für Betroffene schwieriger, 
dagegen vorzugehen.
  Im »Superwahljahr« 2024 in Thüringen verschärften Wahlen die 
 ohnehin angespannte politische Lage. Besonders in  Wahlkampfzeiten 
nutzen extrem rechte Gruppen Social Media, um Gegner*innen zu 
 diffamieren und Debatten zu manipulieren. Der erste Teil dieses Arti­
kels untersucht allgemeine Hatespeech-Phänomene in Thüringen, 
während der zweite Teil anhand eines anonymisierten Falls konkrete 
Probleme zeigt.

Von der digitalen Hetze zur realen Bedrohung 

Digitale Hetze hat oft reale Folgen. Zum Beispiel ergibt sich daraus 
häufig eine erhöhte Bedrohungslage für Betroffene. Initiativen wie 
Sonneberg zeigt Gesicht und andere AfD-nahe Gruppen verbreiten 
beispielsweise gezielt Fotos von Teilnehmenden von Demos und CSDs 
in der Stadt, um sie einzuschüchtern. Solche digitalen Angriffe sind 
schwer strafrechtlich zu fassen, aber sie haben tiefgreifende Aus­
wirkungen, etwa das Gefühl der Unsicherheit im Alltag.

ONLINE-HATESPEECH IN  
THÜRINGEN: SCHLAGLICHTER 
DER BERATUNGSARBEIT

Berna Uluçay, Joscha Lell  
und Laura Gdowzok (elly)
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Auch Politiker*innen sind betroffen: Im Saale-Orla-Kreis veröffent­
lichte die AfD das Abstimmungsverhalten einer Kreistagsabstim­
mung, was zu massiven Hassbotschaften auf Facebook führte. Einige 
Betroffene wurden aber auch offline verbal ausfallend angegriffen.

Politiker*innen im Fadenkreuz: Hass als Druckmittel

Laut der Studie »Angegriffen und Alleingelassen« von HateAid und 
Technische Universität (TU) München (HateAid et al. 2025: 6) führt 
 digitale Gewalt dazu, dass politisches Engagement zunehmend einge­
schränkt wird. Das hat ernste Folgen für die demokratische Teilhabe. 
Auf kommunaler Ebene beenden ehrenamtliche Politiker*innen 
 immer wieder ihr Engagement, weil die Angriffe zu belastend sind. 
Wissenschaftliche Untersuchungen belegen, dass Hassattacken gegen 
Amtsträger*innen vor allem von rechts kommen und eine erhebliche 
Bedrohung für die betroffenen Personen und die demokratische 
 Kultur darstellen (Tagesschau 2024).

Ermittlungen gegen Hass im Netz:  
ein Anfang, aber kein Durchbruch 

Angesichts der Lage sollten Ermittlungsbehörden ihr Vorgehen gegen 
digitale Hetze verschärfen. Zu begrüßen ist, dass das Bundeskrimi­
nalamt 2024 in Thüringen mehrere Durchsuchungen durchführte, 
um gegen Verfasser*innen antisemitischer und gewaltverherrlichen­
der Inhalte vorzugehen (Thüringer Allgemeine 2024). Dennoch bleibt 
die Strafverfolgung schwierig und Verurteilungen sind die Ausnah­
me. Betroffene müssen jeden Hasskommentar einzeln zur Anzeige 
bringen und einen schriftlichen Strafantrag stellen, was eine zusätz­
liche Belastung darstellt. Deshalb fordert der Deutsche Juristinnen­
bund e.V. (DJB) unter anderem, dass Hatespeech im digitalen Raum 
ohne Strafantrag als Beleidigungsdelikt verfolgt werden kann. Denn 
Hatespeech verletzt nicht nur die Ehre der betroffenen Person, son­
dern es besteht auch ein gesellschaftliches Interesse an einer diskri­
minierungsfreien Nutzung des öffentlichen Raums (vgl. DJB 2019).

Selbst wenn Ermittlungen stattfinden und Strafverfahren eingeleitet 
werden, kommt es häufig nicht zu Verurteilungen, etwa weil Täter*­
innen anonym agieren oder Verfahren aufgrund mangelndem öffent­
lichen Interesse oder geringer Schuld eingestellt werden. Es braucht 
daher nicht nur konsequentere Ermittlungen, sondern auch ein 
gesell schaftliches Umdenken: Hatespeech darf keine Normalität sein. 
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Thüringer Behörden müssen Hassrede wirksam bekämpfen, um eine 
demokratische, sichere und offene Gesellschaft zu gewährleisten.

Perspektive von Betroffenen:  
Auswirkungen und Erfahrungsberichte 

Trotz der globalen Verbreitung von diskriminierenden und verletzen­
den Inhalten gibt es zahlreiche Vorfälle mit starkem lokalem Bezug 
im digitalen Raum. Beispielhaft sind die Erlebnisse von Lex A. (Name 
geändert), einer 17-jährigen Person aus einer thüringischen Mittel­
stadt. Lex gründete eine queere Jugendgruppe, um Sichtbarkeit und 
Unterstützung für LGBTIQ*-Personen zu fördern und anderen Jugend­
lichen zu helfen. Lex beschreibt die Motivation für dieses Engagement 
wie folgt: 

»Wir wollen anderen queeren Jugendlichen zeigen: Hey, auch hier im 
Hinterland seid ihr nicht allein. Unser großes Ziel ist es, die lokale Ver-
netzung mit verschiedenen Gruppenangeboten zu stärken. Außerdem 
möchten wir eine Anlaufstelle für alle sein – für Kinder und Jugendliche, 
aber auch für Eltern, Angehörige, Freunde, Lehrer*innen, Mit arbei ter*
innen und generell Menschen, die sich näher mit dem Thema beschäf
tigen möchten oder müssen.« 

Um diese Ziele zu erreichen, starten Lex und die Gruppe verschiedene 
Projekte. Ihr großer Traum ist es, den ersten Christopher Street Day 
(CSD) in der Region zu organisieren. Irgendwann berichtet eine Lokal­
zeitung über das Engagement der jungen Menschen. Um für LGBTIQ*-
Sichtbarkeit einzutreten, nutzen Lex und die Gruppe auch digitale 
Plattformen wie die Facebook-Gruppe »Stadtgespräch«. Diese Gruppe 
mit über 20 000 Mitgliedern und zahlreichen täglichen Beiträgen ist 
ein wichtiger Ort für den Austausch, auch für Kommunalpolitiker*­
innen. Lex und die Gruppe posten ebenfalls dort: 

»Um  öffentlichkeitswirksam zu zeigen, dass es uns gibt, habe ich diesen 
 Zeitungsartikel ins ›Stadtgespräch‹ gestellt. Innerhalb weniger Stunden 
gab es sehr viele Kommentare. Am Anfang habe ich noch versucht, auf 
die Kommentare einzugehen, aber irgendwann wurde es zu viel. Inner-
halb weniger Tage waren es rund 700 Kommentare. Die meisten davon 
– etwa drei Viertel – waren wirklich auf mehreren Ebenen verwerflich. 
Das wurde irgendwann unerträglich.«

Die Jugendlichen sehen sich mit Ablehnung, Beschimpfungen und 
teils massiver Feindseligkeit konfrontiert. Neben einigen wenigen 
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positiven oder neutralen Kommentaren gibt es viele Beiträge, die sich 
an der Sichtbarkeit queeren Lebens in der Stadt stören. Darunter sind 
vulgäre Beleidigungen, Bezeichnungen wie »krankhaft« oder »art­
fremd« – ein Begriff aus der Rassenlehre der Nationalsozialist*innen. 
In manchen Postings wird die Gruppe sogar mit »Pädophilie« und 
»Kindesmissbrauch« in Verbindung gebracht – seit Jahrzehnten 
 bekannte und immer wieder reaktivierte queerfeindliche Narrative. 

»Das war sehr hart«, erinnert sich Lex. »Da haben wir uns wirklich 
hilflos gefühlt. Einige von uns haben Angst, dass sie wegen dieser 
 Anfeindungen auch in der Schule gemobbt werden. Deshalb sagen sie 
nicht, dass sie bei uns mitmachen.« Unterkriegen lassen will Lex sich 
jedoch nicht: »Die wollen uns mundtot machen. Aber den Gefallen tue 
ich ihnen einfach nicht.«

 
Herausforderungen im Umgang mit Hatespeech

An Lex’ Erfahrungen wird deutlich, warum Hatespeech ein heraus­
forderndes und komplexes Problem darstellt.

Wer sich durch einen Post oder Kommentar angegriffen fühlt, hat 
mehrere Optionen. Zuerst sollten die Administrator*innen einer Face­
book-Gruppe moderierend eingreifen. Doch in diesem Fall äußer ten 
sie sich selbst tendenziell queerfeindlich und ließen beleidigende 
Kommentare stehen. Betroffene können Inhalte bei Facebook mel­
den, die laut den Community-Guidelines moderiert werden sollen. 
Mel dun gen wegen Hatespeech waren jedoch vor Januar 2025 selten 
erfolgreich. Seit Meta die Guidelines geändert hat, sind diskriminie­
rende Aussagen, auch gegen LGBTIQ*, explizit erlaubt. Wie dies mit EU-
Recht vereinbar ist, bleibt abzuwarten. Der »Digital Services Act« 
(DSA) ermöglicht strengere Regulierungen, doch in der Praxis passiert 
bisher wenig.

Möchte man Inhalte melden, die illegal scheinen, ist Facebook durch 
den DSA verpflichtet, einen Meldeweg bereitzustellen. Doch bei Belei­
digungen ist die Strafbarkeit oft schwer einzuschätzen und Facebook 
löscht im Zweifelsfall lieber zu wenig. Für Lex bedeutete das: Kein 
 gemeldeter Kommentar wurde gelöscht, obwohl einige nach anwalt­
licher Einschätzung strafbar waren. Lex brachte die schlimmsten 
Kommentare zur Anzeige. Das war aufwendig, denn jeder Kommen­
tar musste einzeln gesichert werden, wobei auch der Kontext ersicht­
lich sein muss. Lex wählte die Online-Anzeige, doch das Formular der 
Thüringer Online-Wache ist lang und kompliziert. Nach fünf  Monaten 
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wurde die Hälfte der Verfahren eingestellt, zu den anderen gab es 
 keine Rückmeldung.

Das kann den Eindruck erwecken, man müsse diskriminierende 
Kommentare hinnehmen. Gerichtsentscheidungen zu den »Grenzen 
des Sagbaren« variieren und der Widerspruch gegen Verfahrensein­
stellungen erfordert oft erhebliche Ressourcen, die vielen Betroffe­
nen fehlen. Der zivilrechtliche Weg ist aufgrund hoher Kosten für die 
meisten keine Option. All das erklärt, warum sich nur wenige Betrof­
fene dazu entscheiden, Anzeige zu erstatten.

Fazit 

Globale Social-Media-Konzerne wie X und Meta rücken derzeit weiter 
nach rechts und lassen unter dem Deckmantel einer falsch verstande­
nen Meinungsfreiheit Hass und Diskriminierung freien Lauf. Teilwei­
se unterstützen sie diese sogar mit ihren Algorithmen, denn emotio­
nalisierende Posts rufen besonders viele Interaktionen mit Nutzer*­
innen hervor und werden wiederum vermehrt ausgespielt. Gerade in 
diesen Zeiten wird lokales Handeln bei Hass im Netz umso bedeut­
samer. Unterstützung und Solidarität aus dem Umfeld können Betrof­
fenen den Rücken stärken und Kraft spenden. Die psychosoziale und 
rechtliche Beratung kann ein weiterer Baustein sein. Doch auch die 
Justiz muss menschenverachtende Motive erkennen und kosequent 
verfolgen. Um der Normalisierung von Hatespeech entgegenzutreten, 
kann es nicht sein, dass beispielsweise Beleidigungen aufgrund des 
»rauen Umgangstons« im Netz als Meinungsfreiheit gelten. Hatespeech 
und Hass im Netz bedrohen die freie Meinungsäußerung vieler auf 
Kosten weniger. Der Staat muss seinen Schutzpflichten gegenüber der 
Bevölkerung, insbesondere marginalisierten, diskriminierten und 
demokratisch engagierten Menschen, konsequenter nachkommen.
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https://hateaid.org/wp-content/uploads/2025/01/hateaid-tum-studie-angegriffen-und-alleingelassen-2025.pdf
https://kompetenznetzwerk-hass-im-netz.de/lauter-hass-leiser-rueckzug/
https://kompetenznetzwerk-hass-im-netz.de/lauter-hass-leiser-rueckzug/
https://www.tagesschau.de/inland/thueringen-anschlaege-100.html
https://www.thueringer-allgemeine.de/panorama/article407665699/durchsuchungen-in-thueringen-bka-geht-gegen-hass-im-netz-vor.html
https://www.thueringer-allgemeine.de/panorama/article407665699/durchsuchungen-in-thueringen-bka-geht-gegen-hass-im-netz-vor.html
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Die beispiellose Eskalation des Nahost-Konflikts seit dem 7. Oktober 
2023 wirkte sich auch 2024 deutlich auf das antisemitische Vorfall­
geschehen in Thüringen aus. Das belegen die Zahlen der Jahressta­
tistik der Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) 
Thü ringen: 392 Gesamtvorfälle dokumentierte die Meldestelle 2024 
(2023: 297). 41 Prozent aller Vorfälle wiesen einen eindeutigen Bezug 
zum Terrorangriff der Hamas bzw. dem daraus resultierenden Nah­
ostkrieg auf. Entsprechend stieg die Zahl israelbezogen-antisemiti­
scher Vorfälle auf 197 (2023: 103) und machte 50 Prozent der Gesamt­
vorfälle aus. Die absoluten Vorfallzahlen in den vier anderen Erschei­
nungsformen1 blieben hingegen relativ konstant.

Damit entfielen erstmals seit Beginn der Erfassung durch RIAS Thü­
ringen im Jahr 2021 die meisten Vorfälle im Freistaat auf eine andere 
Erscheinungsform als den Post-Shoah-Antisemitismus. 

RIAS orientiert sich bei der Dokumentation von Antisemitismus an 
der Arbeitsdefinition der International Holocaust Rememberance Alli-
ance (IHRA). So liegt israelbezogener Antisemitismus beispielsweise 
vor, wenn Israel und seinen Bürger*innen das Recht auf Selbstbestim­
mung bzw. das Existenzrecht abgesprochen wird (Delegitimierung) 
oder jüdische Menschen für die Handlungen Israels verantwortlich 
gemacht werden. In der Arbeitsdefinition wird festgehalten, dass 

1	 Post-Shoah-Antisemitismus, moderner Antisemitismus, Antijudaismus und antisemitisches Othering.

»ALLE GEGEN ZIONISTEN«:  
(ISRAELBEZOGENER)  
ANTISEMITISMUS IN  
AKADEMISCHEN, LINKEN  
UND EMANZIPATORISCHEN  
MILIEUS IN THÜRINGEN

Luca Schuldt und Susanne Zielinski
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»Kritik an Israel, die mit der an anderen Ländern vergleichbar ist, 
nicht als antisemitisch betrachtet werden [kann]« (vgl. IHRA 2016). Hier­
von unterschieden und deshalb als antisemitisch eingestuft werden 
beispielsweise Vergleiche der Politik des jüdischen Staates mit dem 
Nationalsozialismus (Dämonisierung) oder das Anlegen doppelter 
Standards an die Bewertung staatlicher Maßnahmen Israels.

Der seit Jahren kontinuierlich sichtbare Antisemitismus aus dem 
rechten Spektrum (vgl. Recherche- und Informationsstelle Antisemi
tismus Thüringen 2023 und 2024) stieg leicht von elf auf 14 Prozent. 
Allerdings zeigt die RIAS-Statistik 2024 daneben die Fortsetzung der 
Entwicklung aus dem letzten Quartal 2023: Ein erheblicher Anteil der 
Vorfälle, besonders die des israelbezogenen Antisemitismus, fand  
in linken, emanzipatorischen und akademischen Milieus statt. In 16 
Prozent (2023: 8 %) der Fälle wurde antiisraelischer Aktivismus als 
politischer Hintergrund dokumentiert und bei sieben Prozent (2023: 
2 %) standen links-antiimperialistische Ideologien im Vordergrund. 
In 58 Prozent der Fälle war ein politischer Hintergrund nicht zu 
 ermitteln.

Besonders die Zahl antisemitischer Vorfälle an höheren Bildungsein­
richtungen stieg alarmierend: 46 gemeldete Fälle – also etwa jeder 
achte von RIAS dokumentierte antisemitische Vorfall – ereigneten 
sich an Thüringer Hochschulen. Die Äußerungsformen von Antisemi­
tismus reichten dort von Schmierereien über Flyer und Plakate bis 
hin zu Info-Ständen und Veranstaltungen. Eine Reihe an Versamm­
lungen und Sit-ins, auf denen antisemitische Äußerungen getätigt 
wurden, fanden außerdem direkt vor Hochschulgebäuden statt. In 
der RIAS-Statistik werden diese unter dem Tatort »Straße« erfasst, da 
sie sich nicht auf dem Hochschulgelände selbst ereigneten. Dennoch 
sind Hochschulangehörige auch hier antisemitischen Äußerungen 
wie Sprechchören an zentralen Zugangswegen zu Hochschulgebäu­
den ausgesetzt.

So wurden RIAS Thüringen im vergangenen Jahr Parolen wie »Alle 
gegen Zionisten – Siedler, Mörder und Faschisten«, über Mikrofon 
 getätigte Aussagen wie »Wir stehen selbstverständlich nicht für das 
Existenzrecht eines Apartheidstaates ein!« oder »Terrorstaat Israel«-
Schmierereien an Hochschulgebäuden gemeldet. An mehreren Thü­
ringer Hochschulen wurden des Weiteren wiederholt die Wände von 
WCs mit antisemitischen Inhalten beschmiert, so zum Beispiel im 
 Juni die Forderung »Stoppt den Holocaust in Gaza. Frieden für Paläs­
tina«. Auf der Toilette einer Fachhochschule stand gar die Aufforde­
rung »Gas Jews« (deutsch: »Vergast Juden«). Dass Antisemitismus an 



35

AN
TI

SE
M

IT
IS

M
US

 IN
 A

KA
DE

M
IS

CH
EN

, L
IN

KE
N 

UN
D 

EM
AN

ZI
PA

TO
RI

SC
HE

N 
M

IL
IE

US
 IN

 TH
ÜR

IN
GE

N

Orten des wissenschaftlichen Diskurses und der Vielfalt in derartig 
drastischer Form Ausdruck findet, ohne dass es ein konsequentes 
und weithin sichtbares Entgegentreten der betreffenden Institutio­
nen gäbe, trägt in fataler Weise zu seiner Normalisierung bei und 
schafft ein Klima der Feindseligkeit. Die normale Ausübung von Wis­
senschaft, Lehre und Lernen wird so erheblich erschwert. Diese Situ­
ation ist für jüdische oder israelische Hochschulangehörige alltags­
prägend und führt für viele Betroffene zu Unsicherheit, Angst und 
sozialer Isolation (AJC Berlin 2025).

Eine Triebfeder für das antisemitische Vorfallgeschehen im akademi­
schen Kontext sind u.a. Hochschulgruppen, die dem antiisraelischen 
Aktivismus und dem links-antiimperialistischen Spektrum zuzuord­
nen sind. Dass diese alle Vorteile des Status als studentische Organisa­
tionen für die Verbreitung antisemitischer Narrative nutzen können, 
ist hochproblematisch. Es vergrößert die Gefahr der Normalisierung 
von Antisemitismus nicht nur innerhalb akademischer Institutionen, 
sondern auch außerhalb davon. Denn die betreffenden Hochschul­
gruppen sind über den universitären Rahmen hinaus  aktiv, mit weite­
ren teils studentischen Gruppierungen aus dem links-antiimperia­
listischen Spektrum sowie mit migrantischen, queeren und anderen 
emanzipatorischen Communitys sowohl personell als auch infra­
strukturell vernetzt.

Derartige Netzwerke waren 2024 die Hauptträger der 46 von RIAS 
 dokumentierten israelbezogen-antisemitischen Versammlungen. Die 
ausrichtenden Organisationen bewarben die Demonstrationen häufig 
gemeinsam als Solidaritätskundgebungen für die palästinensische 
Zivilbevölkerung. Legitime Solidarisierung und Empathie mit den 
Notleidenden in Gaza traten jedoch zumeist hinter antisemitische 
Agitation gegen den Staat Israel zurück. Der Staat Israel wurde regel­
mäßig als terroristisch, kolonialistisch und/oder imperialistisch dar­
gestellt. So wiesen auf einer Demonstration in Jena die Redner*innen 
zwar einerseits auf das Leid der Menschen in Gaza hin, delegitimier­
ten Israel jedoch gleichzeitig als »faschistischen Apartheidstaat« und 
dämonisierten den jüdischen Staat als »Kindermörder«. Teilnehmende 
der Demonstration stellten den Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 als 
Gerücht dar und bedrohten zudem Personen aus einer Gegenkund­
gebung mit Gewalt. Fälle von Bedrohungen und Angriffen sind für die 
Betroffenen besonders schwerwiegend und haben sich 2024 im Ver­
gleich zum Vorjahr leicht erhöht. RIAS Thüringen verzeichnet für das 
Jahr 2024 insgesamt zwei Angriffe. Signifikant ist, dass beide im Kon­
text antiisraelischer Kundgebungen und israelsolidarischer Gegen­
proteste stattfanden und die angegriffenen Personen Israelfahnen 
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trugen. Bedrohungen fanden zudem in antiisraelischen Kontexten 
statt: So wurde eine israelsolidarische Person mit einer Kopf-ab-Geste 
und zwei weitere mit dem Zeigen des Hamas-Dreiecks bedroht. Dass 
Angriffe und Bedrohungen in diesem Rahmen stattfinden, ist beson­
ders besorgniserregend. Wenn das Wahrnehmen des Rechts auf Ver­
sammlungsfreiheit in einem körperlichen Angriff oder der Andro­
hung von Gewalt endet, wird damit nicht nur die betroffene Person, 
sondern auch das demokratische Miteinander an sich angegriffen.

Die Verquickung der genannten Milieus über das Thema Antisemitis­
mus konnte 2024 darüber hinaus vielfach in Schmierereien und Auf­
klebern beobachtet werden. In denen waren antisemitische Inhalte mit 
links-antiimperialistischen Symboliken oder den jeweiligen Anlie gen 
der entsprechenden Communitys verbunden. Beispielsweise wurden 
Sticker mit den Aufschriften »Keine Pride der Apartheid« oder »Stop 
Pinkwashing Colonialism« sowohl aus Hochschulen gemeldet als 
auch auf der Straße gesichtet. Besonders häufig waren antisemitische 
Aussagen mit gekreuztem Hammer und Sichel verbunden. So gab es 
etwa aus dem akademischen Kontext eine Schmiererei, die den Satz 
»Free Palestine from Zionist Fascism« mit diesem Symbol verband.

Allen diesen Gruppierungen – aus akademischem, links-antiimperia­
listischem und emanzipatorischem Umfeld – ist gemein, dass sie in 
ihren Aussagen Antisemitismus als politische Meinungsäußerung 
proklamieren, zum Beispiel, indem behauptet wird, Antizionismus 
sei kein Antisemitismus. Faktisch handelt es sich dabei aber um eine 
Umwegkommunikation. Diese ist in der radikalen Linken ebenso wie 
im rechtsextremen Spektrum schon seit vielen Jahrzehnten bekannt. 
Auch antisemitische Stereotype und Narrative, die sich in abgewan­
delter Form ebenso in rechten Milieus finden, wurden in den oben­
genannten antiisraelischen Versammlungen regelmäßig bedient. Bei­
spielsweise ist der 2024 von RIAS in Thüringen immer wieder doku­
mentierte Sprechchor »Lasst euch nicht betrügen – alle Zionisten 
 lügen! Lasst euch nicht betrügen – deutsche Medien lügen!« nichts 
anderes als eine Abwandlung des überkommenen antisemitischen 
Narrativs vom »lügenden Juden« bzw. der »jüdischen Lügenpresse«. 
Die wiederholt dokumentierte Parole »Free Palestine from German 
Guilt« dagegen stellt wiederum eine aktivistische Variation des origi­
när rechtsextremen Schlagworts »Schuldkult« dar (Botsch 2024).

An diesen Beispielen wird deutlich: Antisemitismus bedient in Varia­
tionen immer wieder die gleichen Narrative und Stereotype, egal in 
welchen Milieus oder politischen Spektren er auftritt. Auffällig ist 
 allerdings, dass viele politische Gruppen, Vereine und Dachverbände 
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wie auch akademische Institutionen in Thüringen zu oft den antise­
mitischen Äußerungen ihrer Mitglieder nicht konsequent entgegen­
treten. Gerade israelbezogener Antisemitismus wird immer noch viel 
zu häufig als (legitime) Kritik verkannt. Diese Haltung fördert die Ver­
breitung antisemitischer Narrative und verhindert eine klare Ausein­
andersetzung mit dem Problem. Antisemitismus, der von linken oder 
emanzipatorischen Gruppen ausgeht, wird nicht in gleicher Weise 
adressiert wie der aus dem rechten Spektrum. Das kann dazu führen, 
dass dieser weiter ins gesellschaftliche und akademische Leben ein­
sickern kann. Ein solches Versäumnis, Antisemitismus unabhängig 
von seiner Quelle konsequent zu bekämpfen, gefährdet langfristig die 
Integrität akademischer Institutionen und zivilgesellschaftlicher Ini­
tiativen. Es bedroht die Betroffenen, den sozialen Frieden in unserer 
Gesellschaft und letztlich unsere Demokratie.
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Thüringer Landtagswahl 2024: Rechtspopulist*innen 
 gewinnen an Stärke, BSW mischt politische Landschaft auf

Die Landtagswahl in Thüringen im September 2024 markierte einen 
Einschnitt in der politischen Entwicklung des Bundeslandes.  Erstmals 
konnte mit der AfD eine rechtsextreme Partei mehr als ein Drittel der 
Stimmen gewinnen und sich als stärkste Kraft positionieren. Sie kann 
nun über eine Sperrminorität wichtige politische Entscheidungen  
im Landtag blockieren oder verzögern. Zeitgleich gelang es der neu 
gegründeten Partei Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW), mit einem 
zweistelligen Stimmenanteil in die Landesregierung einzuziehen. 
Währenddessen schieden etablierte Regierungsparteien aus dem 
Landtag oder verzeichneten deutliche Stimmenverluste. Die daraus 
resultierenden Veränderungen im Parteienwettbewerb sowie Unver­
einbarkeitsbeschlüsse – etwa der CDU mit der AfD sowie der Linken – 
erschwerten die Regierungsbildung. Schließlich wurde die Wahl in 
Thüringen mit den zeitgleich stattfindenden Landtagswahlen in Bran­
denburg und Sachsen im Vorfeld der Bundestagswahl 2025 als wich ti­
ges politisches Stimmungsbild verstanden. 

Dieser Beitrag untersucht Ursachen und Auswirkungen der Landtags­
wahl in Thüringen 2024: Wie bewerten Wähler*innen das Ergebnis 
und welche Koalitionspräferenzen zeichnen sich ab? Wie verändert 
sich das Vertrauen in die Demokratie und ihre Institutionen in den 
Wochen nach der Wahl?

NEUES KRÄFTEVERHÄLTNIS  
IN THÜRINGEN: ERKENNTNISSE 
 EINER BEVÖLKERUNGS- 
BEFRAGUNG ZUR LANDTAGSWAHL

Christine Finn, Carla Grosche, Carolin- 
Theresa Ziemer, Vladimir Bojarskich,  
Arne Stolp und Tobias Rothmund



Bildung
20,6 % Haupt- oder  
Volksschulabschluss
35,6 % Realschul- oder  
gleichwertiger Abschluss
39,2 % Fachhochschul-  
oder Hochschulreife
4,6 % kein allgemeinen  
Schulabschluss

Einkommen
30,7 % haben weniger als 2 000 €
pro Monat zur Verfügung

Wohnsituation
25,1 % Single-Haushalt
51,0 % Zweipersonenhaushalt
23,9 % Drei- oder 
 Mehrpersonenhaushalt

Wohnort
80,7 % leben in einem Wohnort 
mit weniger als 100 000 Personen

Arbeit
56,2 % sind  
berufstätig Nachwuchs

18,0 % haben  
mindestens  
ein Kind

Altersdurchschnitt
53,5 Jahre (SD = 14,3;
Range 18–75 Jahre)

Weiblich
47,1 %

Männlich
52,9 %
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Die Studie

Das Zentrum für Rechtsextremismusforschung, Demokratiebildung und 
gesellschaftliche Integration (KomRex) der Universität Jena führte mit 
der Universität Trier eine Onlinebefragung vor und nach der Landtags­
wahl 2024 in Thüringen durch. Für diesen Beitrag wurden die Daten 
von 304 volljährigen Thüringer*innen ausgewertet, die an beiden 
 Erhebungen des Marktforschungsinstituts Infas-Quo2 teilnahmen. 
Die erste Befragung fand kurz vor der Wahl zwischen dem 13. und 
25. August 2024 statt. Die zweite Befragung wurde zwischen dem 
28. Oktober und dem 8. November 2024 durchgeführt. In dieser Zeit 
nahmen CDU, BSW und SPD Koalitionsverhandlungen auf, die am 
21. November erfolgreich abgeschlossen wurden.

Die Stichprobe (Abb. 6) ist zum ersten Messzeitpunkt in Bezug auf 
 Geschlecht, Bildungshintergrund und politische Haltung (Sonntags­
frage) bevölkerungsrepräsentativ für Thüringen. Beim Alter zeigte 
sich ein Überhang älterer Personen.

2	 https://infas-quo.de/

ABBILDUNG 6: Darstellung der Stichprobenmerkmale  (Quelle: KomRex)

https://infas-quo.de/
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Deutliche Unentschlossenheit bei der Wahlentscheidung

Vor dieser Wahl wurden die Studienteilnehmer*innen zu ihrem 
 ge plan ten Stimmverhalten befragt und dies mit ihrem tatsächlichen 
Stimmverhalten abgeglichen. Es zeigt sich eine deutliche Diskrepanz 
zwischen Wahlabsicht und Wahlverhalten. Mehr als ein Drittel der 
Befrag ten (37 %) änderte ihre Wahlentscheidung noch kurzfristig, 
während knapp zwei Drittel (63 %) ihre Wahlabsicht umsetzten.

ABBILDUNG 7: Übereinstimmung  
von Wahlabsicht und Wahlverhalten 
nach Partei  (Quelle: KomRex)

ABBILDUNG 8: 
Verschiebun-
gen von der 
Angabe der 
Wahlabsicht 
vor der Wahl 
zum tatsäch
lichen Wahl-
verhalten
(Quelle: KomRex)
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Die Wählerschaft von AfD und Die Linke zeigte die stärkste Entschie­
denheit in ihrer Wahlabsicht: 82 Prozent der Befragten setzten ihre 
Wahlabsicht um (Abb. 7), während sich nur ungefähr ein Fünftel kurz­
fristig für eine andere Partei entschied. Ein Blick auf die Wähler*­
innenwanderung (Abb. 8) verdeutlicht, dass ein Viertel der potenziel­
len CDU-Wähler*innen letztendlich für das BSW oder die AfD stimmte. 
Gleichzeitig verlor das BSW sogar ein Drittel seiner potenziellen Wäh­
lerschaft an das gesamte Parteispektrum. Diese Ergebnisse weisen 
auf eine deutliche Unentschlossenheit vieler Wähler*innen bezüglich 
ihrer Stimmabgabe hin – selbst noch sehr kurz vor der Wahl.

ABBILDUNG 9: Zufriedenheit mit Wahlergebnis  
nach Parteien  (Quelle: KomRex)

■  eher/sehr zufrieden
■  teils/teils
■  sehr/eher unzufrieden

Große Unzufriedenheit mit Wahlergebnis –  
AfD-Wählerschaft proklamiert Wahlsieg für sich

Nach der Wahl wurden die Studienteilnehmenden um eine Einschät­
zung des Wahlergebnisses gebeten (Abb. 9). Dabei zeigte sich große 
Unzufriedenheit mit dem Wahlausgang: Knapp die Hälfte der Perso­
nen war sehr oder eher unzufrieden, während nur knapp ein Fünftel 
eher oder sehr zufrieden war. Besonders hoch war die Unzufrieden­
heit unter der Wählerschaft der Linken, deren Ausscheiden aus der 
Landesregierung sich bereits abzeichnete. Aber auch bei den Parteien, 
die zum Befragungszeitpunkt bereits über eine Regierungszusammen­
arbeit verhandelten, fiel die Bewertung gemischt aus. Nur 17 Prozent 
der BSW- und sechs Prozent der CDU-Wählerschaft zeigte sich zufrie­
den mit dem Wahlergebnis. Auch unter SPD-Wähler*innen überwog die 
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Unzufriedenheit. Lediglich die AfD-Wählerschaft zeigte mit einem 
Drittel eher oder sehr hohe Zufriedenheit mit dem Wahlergebnis – 
 obwohl keine andere Partei bereit war, mit einer rechts extremen 
 Partei als stärksten Kraft über eine Regierungsbildung zu verhandeln.

Dieses Muster setzt sich in der Einschätzung von Wahlgewinn bzw. 
-verlust fort (Abb. 10). Die AfD-Wählerschaft betrachtete ihre Partei 
als klare Siegerin der Landtagswahl, während BSW- bzw. CDU-Wäh­
ler*innen ihre Partei mehrheitlich weder als Gewinnerin noch als 
Verliererin sahen. Hingegen dominierte bei der Anhängerschaft von 
SPD und Linken die Einschätzung, die Wahl verloren zu haben.

ABBILDUNG 10: Die von mir gewählte Partei hat die Wahl …  (Quelle: KomRex)

■ � eher/klar  
gewonnen

■  teils/teils
■ � klar/eher  

verloren

ABBILDUNG 11: Gewünschte Regierungsbeteiligung einer Partei durch die 
Wählerschaft aller anderen zur Wahl stehenden Parteien  (Quelle: KomRex)
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Umsetzung des Wählerwillens in der neuen  
Landesregierung – AfD trotz größtem Stimmenanteil  
kaum als Regierungspartei gewünscht

Schon in den Wahlprognosen zeichnete sich die AfD als stimmen­
stärkste Kraft in Thüringen ab. Jedoch schlossen alle anderen im 
 neuen Landtag vertretenen Parteien eine Koalitionsbildung mit der 
AfD aus. Doch welche Parteien wünschen sich die meisten Befragten 
tatsächlich in der Thüringer Landesregierung? 

Abbildung 11 veranschaulicht, in welchem Maße die Regierungsbetei­
ligung einer Partei von der Anhängerschaft anderer Parteien unter­
stützt wird und wie sich diese Präferenzen vor und nach der Wahl 
veränderten. Vor der Wahl befürwortete ungefähr ein Drittel der 
Wählerschaft anderer Parteien eine Regierungsbeteiligung von CDU 
und BSW, die SPD erhielt Unterstützung von einem Viertel. Die den bis­
herigen Ministerpräsidenten stellende Die Linke rangierte auf dem 
vierten Platz. Die AfD erhielt die geringste Zustimmung. Nach der 
Wahl stieg die Unterstützung für die CDU deutlich, während BSW und 
SPD leicht hinzugewannen. Die AfD blieb auf niedrigerem Niveau. 
 Diese Ergebnisse verdeutlichen, dass eine Regierungsbeteiligung der 
AfD von Wähler*innen anderer Parteien überwiegend abgelehnt 
wurde, obwohl sie die höchsten Stimmanteile erzielte.

ABBILDUNG 12: Vertrauen in die Landesregierung  
nach der Wahl  (Quelle: KomRex)

■ � eher/starkes Vertrauen
■  teils/teils
■ � kein/wenig Vertrauen
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Deutliche Demokratiekritik bei AfD-Wähler*innen  
und Nichtwähler*innen – insgesamt geringe Zufriedenheit  
mit der Umsetzung

Politisches Vertrauen ist ein essenzieller Stützpfeiler demokratischer 
Systeme. Es signalisiert Zufriedenheit der Bürger*innen mit politi­
schen Institutionen und Prozessen und ermöglicht die Delegation 
 politischer Entscheidungsgewalt. Während Vertrauen die Demokra­
tie stabilisiert, kann ein gewisses Misstrauen helfen, politisches Han­
deln kritisch zu hinterfragen. Nach der Wahl wurde das Vertrauen  
in die Landesregierung getrennt nach Wahlverhalten erfasst (Abb. 12) 
und mit Vorwahlbewertung verglichen. Zwei Drittel der AfD-Wähler­
schaft misstrauten der Landesregierung deutlich. Während das Miss­
trauen bei anderen Parteianhänger*innen und Nichtwähler* innen 
schwächer ausgeprägt war, zeigte sich ein überwiegendes Vertrauen 
lediglich unter der SPD-Wählerschaft. Diese kritische Haltung blieb 
im Vergleich zur Vorwahlbefragung weitgehend unverändert.

Um das geringe Vertrauen der Wähler*innen einzuordnen, analysier­
ten wir sowohl die allgemeine Haltung zur Demokratie als Staatsform 
als auch die Zufriedenheit mit ihrer praktischen Umsetzung – jeweils 
differenziert nach Wahlverhalten. Während etwa ein Fünftel der AfD- 
und BSW-Wählerschaft sowie der Nichtwähler*innen die Demokratie 
als Staatsform ablehnte, bewerteten die Wähler*innen der  anderen 
Parteien sie fast uneingeschränkt positiv (Abb. 13). Aller dings zeigte 

ABBILDUNG 13: Bewertung der Aussage »Demokratie  
ist die beste aller Staatsideen« nach der Wahl   
(Quelle: KomRex)

■ � Stimme voll und ganz zu.
■  Stimme überwiegend zu
■ � Lehne überwiegend ab
■ � Lehne völlig ab
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sich bei der Bewertung der aktuellen Umsetzung der  Demokratie in 
Deutschland wiederum eine kritischere Haltung (Abb. 14): Die Mehr­
heit der AfD-Wählerschaft und ein Großteil der Nichtwähler* innen 
und BSW-Anhänger*innen äußerten deutliche Unzufriedenheit. Gleich­
zeitig positionierte sich auch die Mehrheit der Wählerschaft anderer 
Parteien als weder zufrieden noch unzufrieden. Diese Bewer tung 
blieb über beide Befragungen stabil, lediglich bei Nichtwähler* innen 
sank die Zufriedenheit nach der Wahl um elf Prozentpunkte.

Während die Bewertung der Staatsform und ihrer Umsetzung das 
 allgemeine Vertrauen zeigt, spiegelt die Wahrnehmung des Wahl­
ablaufs als demokratischer Prozess, inwieweit dieses Vertrauen auch 
in der Praxis besteht. Daher baten wir die Teilnehmenden um eine 
Einschätzung der Rechtmäßigkeit der Landtagswahl in Thüringen 
2024. Abbildung 15 verdeutlicht, dass das Vertrauen in die Recht­
mäßigkeit der Wahl insgesamt weit verbreitet ist. Allerdings äußerte 
die AfD-Wählerschaft deutliche Skepsis, die – wenngleich schwächer 
– auch unter Nicht- sowie BSW-Wähler*innen vorkommt.

ABBILDUNG 14: Zufriedenheit mit Demokratie  
nach der Wahl  (Quelle: KomRex)

■ � eher/voll und ganz zufrieden
■  teils/teils
■ � überhaupt/eher nicht zufrieden

Zusammenfassung und Fazit

Die Landtagswahl 2024 in Thüringen machte die rechtsextreme AfD 
erstmalig zur stärksten Kraft, doch eine Regierungsbildung schei ter­
te an ihrer Isolation durch alle anderen Parteien. Die Befunde  zeigen 
eine starke Parteibindung bei Anhänger*innen von AfD und Linken, 
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während allgemein eine deutliche Wahlunentschlossenheit herrschte. 
Ein erheblicher Teil der AfD- und BSW-Wähler*innen und Nichtwäh­
ler*innen lehnt die Demokratie als Staatsform ab und  äußert Unzufrie­
denheit mit ihrer Umsetzung. Unter den Wähler* innen anderer Par­
teien wird Demokratie zwar grundsätzlich befürwortet, aber auch dort 
gibt es verbreitete Kritik an ihrer praktischen Umsetzung. Während 
sich manche Nichtwähler*innen womöglich aus ablehnender Haltung 
gegenüber der Demokratie bei der Wahl enthalten, nutzen AfD-Wäh­
ler*innen die Wahl aktiv, um Einfluss auszuüben, obwohl ein bedeu­
tender Teil von ihnen diese demokratischen Strukturen ablehnt. 

Die Befragungsergebnisse verdeutlichen auch nach der Wahl anhal­
tende gesellschaftspolitische Herausforderungen in Thüringen: Die 
AfD verfügt aufgrund der Sperrminorität über weitreichende politi­
sche Handlungsmacht. Das kann in Kombination mit der verbreiteten 
Unzufriedenheit über die Umsetzung der Demokratie und der Wahl­
ergebnisse das Vertrauen in politische Prozesse weiter belasten. Den­
noch bietet die breite Ablehnung rechtsextremer Positionen durch 
die Mehrheit der Wähler*innen eine Chance für konstruktive Zusam­
menarbeit und die Stärkung demokratischer Werte.

ABBILDUNG 15: Bewertung der Aussage »Die Wahl  
ist rechtmäßig abgelaufen«  (Quelle: KomRex)

■ � Stimme eher/voll und ganz zu.
■  teils/teils
■ � Stimme überhaupt/eher nicht zu.
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Hinter Thüringen liegt ein äußerst ereignisreiches Wahljahr 2024. 
Das hohe Abschneiden der rechtsextremen AfD bei den Kommunal­
wahlen, der Europawahl und bei der Landtagswahl stellt eine deutli­
che Verschiebung der politischen Landschaft in Thüringen mit massi­
ven gesellschaftlichen Implikationen für die kommenden Jahre dar. 
Um Antworten für den gesellschaftlichen Umgang damit zu finden, 
braucht es fundierte Analysen der Hintergründe und Ursachen. Nach 
einer Reihe von wahlbegleitenden IDZ-Kurzanalysen (Kamuf/Helmert 
2024a, 2024b, 2024c) haben wir daher die bisherigen Erkenntnisse 
gebündelt und auf Basis der gemeindespezifischen Wahlergebnisse 
systematisch untersucht, welche Faktoren bei den drei Wahlen im 
Jahr 2024 zum Wahlerfolg der AfD beigetragen haben (Richter et al. 
2025). Dafür analysierten wir die Wahlergebnisse zusammen mit 
mehr als 50 demografischen, wirtschaftlichen und politischen Merk­
malen der Thüringer Gemeinden. Um auch die Veränderungen im 
Zeitverlauf berücksichtigen zu können, wurden die Wahlergebnisse 
länger zurückliegender Wahlen in die Analyse aufgenommen (vgl. 
Richter et al. 2022).

Zentrale Ergebnisse

Sowohl demografische (Alter, Geschlecht, Infrastrukturausstattung), 
ökonomische (Veränderung der Kaufkraft, Einkommen etc.), als auch 
politisch-kulturelle (historisches Wahlverhalten, Nichtwählenden­
anteil etc.) Faktoren haben zum Abschneiden der AfD bei allen drei 
Wahlen beigetragen. Den politisch-kulturellen Faktoren kommt  dabei 
die größte Bedeutung zu. Viele demografische und wirtschaftliche 
Problem la gen – beispielsweise der Bevölkerungsrückgang, die Über­
alterung, die wirtschaftlichen Krisenerfahrungen der Nachwendezeit 

ERKLÄRUNGSFAKTOREN  
FÜR DIE WAHLERGEBNISSE  
DER AFD IN THÜRINGEN 2024

Christoph Richter, Cornelius  Helmert 
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und  damit verbundene wirtschaftliche und infrastrukturelle Defi­
zite – werden immer wieder im Zusammenhang mit den markant 
 erhöhten AfD-Stimmenanteilen in ostdeutschen Regionen diskutiert. 
In einigen  Regionen Thüringens treten diese Problemlagen sehr ver­
dichtet  zutage und tragen zur Erklärung der hohen Stimmenanteile 
bei den vergangenen Wahlen bei – dafür liefert unsere Analyse auf 
breiter Datenbasis zahlreiche Anhaltspunkte. Besonders erfolgreich 
war die AfD in ländlicheren Regionen mit stärkeren Bevölkerungs­
rückgängen, Infrastrukturdefiziten, geringerer Kaufkraft, niedri gerer 
Wahlbeteiligung und einem höheren Anteil rechtsextremer Parteien 
in der Vergangenheit (bei den Wahlen 2009). In der Vergleichsanalyse 
zu den vorherigen Wahlen (2014 und 2019) zeigt sich, dass fast alle 
 dieser Faktoren bereits vorher eine Rolle spielten, aber im Jahr 2024 
noch einmal deutlich an Bedeutung hinzugewonnen haben.

Die soziodemografische Dimension

Auffällig ist die räumliche Ballung der AfD-Wähler*innenschaft in den 
kleinen ländlichen Gemeinden bis zu Mittelstädten, die tendenziell 
durch höhere Bevölkerungsrückgänge und hohe Infrastrukturschwä­
che gekennzeichnet sind. Obwohl auch einige der mittleren bis größe­
ren Städte teils hohe Wahlergebnisse (z.B. Gera, Suhl) verzeichneten, 
ist der Zuspruch in kleinen ländlichen Regionen auffällig  höher. 
Gleichzeitig gibt es auch in größeren Städten (Jena, Erfurt) markante 
Unterschiede der Stimmenanteile zwischen einzelnen Stadtteilen.

Das Gefälle erklärt sich aber nicht einfach durch die Anzahl an Bewoh­
ner*innen, wie eine separate Auswertung der Infrastrukturdaten 
zwischen den Gemeinden zeigt. Wo insgesamt weniger Infrastruktur 
vorhanden oder die Erreichbarkeit eingeschränkt ist, verzeichnet die 
AfD im Schnitt bessere Wahlergebnisse. Das gilt insbesondere für 
staatliche Infrastruktur (Verwaltungen, Behörden), Freizeitgestal­
tung, Bildung und Mobilität. Die zusätzliche deskriptive Auswertung 
der Wahltagsbefragungen (Tagesschau 2024) zeigt zudem, dass die 
Partei deutlich stärker von Männern der mittleren Altersgruppen 
(35–60 Jahre) mit eher niedrigen formalen Bildungsabschlüs sen ge­
wählt wird. Demgegenüber sind es vorrangig weibliche Wählende 
und die ältesten Alterskohorten, die noch höhere Wahlergebnisse der 
AfD verhindert haben. Die in der Öffentlichkeit viel diskutierten 
 Zuwächse unter Jungwählenden ließen sich auf Basis der bisher ver­
fügbaren Daten noch nicht abschließend einordnen. Bei der Land­
tagswahl 2019 in Thüringen und bei der Landtagswahl 2024 in Sach­
sen lagen die Zustimmungsraten dieser Altersgruppe in den Wahl­
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tagsbefragungen deutlich höher als in der späteren repräsentativen 
Wahlstatistik. Auch für die Landtagswahl 2024 in Thüringen könn­
ten die tatsächlichen Werte in dieser Altersgruppe anders ausfallen 
als bisher vermutet. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Beitrags 
war die repräsentative Wahlstatistik jedoch noch nicht verfügbar. 

Die sozioökonomische Dimension

Bei allen Wahlen in Thüringen 2024 zeigte sich, dass der Kaufkraft in 
den Gemeinden eine deutlich gestiegene Bedeutung als Erklärungs­
faktor zukommt. Je geringer die Kaufkraft, desto bessere Ergebnisse 
konnte die AfD im Durchschnitt erreichen. Im Vergleich zu den Wah­
len 2014 und 2019 ist hier ein Bedeutungsanstieg sichtbar. Auch die 
Befragungsdaten der Nachwahlbefragungen bestätigen die  gestiegene 
Relevanz wirtschaftlicher Faktoren für die Wahlentscheidungen. Die 
Einstellungsforschung sieht auch eine weite Verbreitung eines allge­
meinen wirtschaftlichen Pessimismus. Jedoch gab die überwiegende 
Mehrheit der AfD-Wähler*innen an, mit der persönlichen wirtschaft­
lichen Lage zufrieden zu sein. Das zeigt, dass die Debatte nicht nur 
von objektiven wirtschaftlichen Verschlechterungen, sondern auch 
stark von kollektiven Wahrnehmungen und Zukunftsängsten geprägt 
war, was die AfD gezielt adressiert hat.

Die politisch-kulturelle Dimension

Die mit Abstand stärksten Effekte auf das Wahlergebnis finden sich 
auf der politisch-kulturellen Dimension. Für alle drei Wahlen 2024 gilt: 
Je weniger Menschen schon vor längerer Zeit (Wahlen 2009) wählten 
und je höher der Stimmenanteil für rechtsextreme Kleinparteien 
(insbes ondere NPD) in der Vergangenheit war, umso besser fielen die 
AfD-Ergebnisse in den Gemeinden im Durchschnitt aus. Der Wahl­
erfolg der AfD liegt also insbesondere in längerfristig wirkenden Fak­
toren der Gemeinden begründet. Wir interpretieren die Befunde im 
Hinblick auf die politische Kultur der Gemeinden so: Dort, wo sich 
rechtsextreme Parteien in der Vergangenheit stärker normalisieren 
konnten, und dort, wo ein geringerer Zuspruch zu demokratischen 
Parteien auf eine weiter verbreitete Demokratieunzufriedenheit hin­
weist, gibt es ein günstigeres Mobilisierungsumfeld für die AfD. Der 
Zustrom von Nichtwählenden zur AfD bei den Wahlen 2024 (wie auch 
bei vorausgegangenen Wahlen) zeigt, dass die AfD auch in Regionen 
mit einer langfristig geringeren Bindung an demokratische Parteien 
erfolgreicher abschneiden konnte.
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Auf Gemeindeebene sind keine Einstellungsdaten verfügbar. Deshalb 
haben wir auf der Ebene der Kreise und kreisfreie Städte hochgerech­
nete Befragungsdaten des Thüringen-Monitors (Reiser et al. 2024) aus 
dem Zeitraum 2018–2022 analysiert. Die Ergebnisse zeigen: In Krei­
sen, in denen ethnozentristische und rechtsextreme Einstellungen 
weiter verbreitet sind und die Demokratiezufriedenheit niedrig ist, 
schnitten sowohl rechtsextreme Kleinparteien in der Vergangenheit 
(2009 und 2014) als auch die AfD im Jahr 2024 besser ab. Wenngleich 
diese statistischen Zusammenhänge nur auf Kreisebene berechnet 
werden können, deuten die Ergebnisse darauf hin, dass politische 
Einstellungsmuster (bspw. rechtsextreme Einstellungen und Demo­
kratieunzufriedenheit) eng mit dem Zuspruch zur AfD zusammen­
hängen.

ABBILDUNG 16: Einflussfaktoren auf die Stimmenanteile der AfD (eigene Darstellung) 
Regressionsplot der hierarchischen Modelle (Random Intercept = Kreise); abhängige 
 Variablen: Stimmenanteile der AfD zu jeweiliger Wahl und  jeweiligem Wahlzeitpunkt  
(zur Kreistagswahl 2014 war die AfD noch nicht  angetreten); signifikante Werte  
(rund: p < 0,05; dreieckig: p < 0,01; viereckig: p < 0,001)
(Quellen: Landeswahlleiter; INKAR; Thüringer Landesamt für Statistik; Berechnung und Darstellung: IDZ)

■  Landtagswahl 2014
■  Landtagswahl 2019
■  Landtagswahl 2024

■ •••
▲ ••
● •

 n.s.
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In der Gesamtheit sprechen die Befunde dafür, dass die Mobilisierung 
von AfD-Wähler*innen dort am erfolgreichsten war, wo sie entlang 
politisch-kultureller Konfliktlinien verläuft. Ängste bezüglich der 
Veränderung tradierter Lebensweisen, die Furcht vor Statuseinbußen 
und Gefühle der Bedrohung der Identität sind mit autoritären Ord­
nungsvorstellungen und Ungleichheitsvorstellungen unterlegt und 
werden in unterschiedlichen Sozialmilieus geteilt. Der AfD dienen  
sie als ideologische Klammer für die populistische Wähler*innen­
ansprache. Reale soziale Konfliktlagen (vom Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum über Bildungs- und Infrastrukturdefizite bis zur inneren 
Sicherheit) werden kulturalisiert und – sofern sie aus Sicht der Wäh­
lenden überhaupt wahlentscheidend sind – auf der Ebene des Ressen­
timents »aufgelöst«. Statt inklusiver Sozialpolitik wird exklusiver 
Wohlstandschauvinismus propagiert. Negative Einstellungen gegen 
Geflüchtete, Migrant*innen, LSBTQi*, »Grüne« und »Linke« fungieren 
als Kitt, der das Auseinanderdriften entlang der wirtschafts- und so­
zialpolitischen Pole der Partei erfolgreich verhindert, indem rechts­
extreme Kulturkampfrhetorik in den Vordergrund gerückt wird. 

Fazit und Ausblick

Besonders in Gemeinden, wo eine ungünstige wirtschaftliche und 
 infrastrukturelle Ausgangslage, Bevölkerungsrückgänge mit niedrige­
rer Wahlbeteiligung und höherem Zuspruch zu rechtsextremen Par­
teien in der Vergangenheit zusammenfallen, konnte die Partei  hohe 
Ergebnisse verzeichnen. Diese Befunde kennen wir bereits von ver­
gangenen Wahlen, allerdings haben sich die Faktoren bei den Wah len 
2024 noch einmal deutlich verstärkt. Die AfD profitierte damit bei den 
Wahlen 2024 von einer bisher noch nicht da gewesenen Verdichtung 
und Gleichzeitigkeit vielfältiger, aus der Forschung bekannter Erfolgs­
faktoren für Rechtsaußenparteien. Zu den langfristigen Er folgsbedin­
gungen zählen u. a. die demografische und infrastrukturelle Krise, 
die sich besonders in den vielen ländlichen Regionen Thüringens stark 
auswirkt. Hinzutreten ökonomische  Verunsicherungen, die sich zu­
mindest in der subjektiven Wahrnehmung unmittelbarer und stärker 
als zuvor im Alltag der Menschen niederschlagen.

Unter den langfristigen Faktoren zahlt die politische Kultur am deut­
lichsten auf das Wähler*innenkonto der AfD ein: Eine höhere Affini­
tät für rechtsextreme Parteien und hohe Nichtwählendenanteile in 
der Vergangenheit lassen sich auch als Gradmesser für kollektive Ein­
stellungsmuster – darunter erhöhte Demokratieunzufriedenheit und 
verbreitete ethnozentrischen Einstellungen – interpretieren, die der 
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AfD ein günstiges Mobilisierungsumfeld bieten. Währenddessen 
 haben etablierte demokratische Parteien immer größere Schwierig­
keiten, hier Wähler*innen zu erreichen. In diesem gesellschaftlichen 
Klima konnte sich die AfD in vielen Regionen im Laufe der letzten 
Wahlen fortwährend weiter normalisieren und ihre Position dahin­
gehend stärken, dass sie auch für potenzielle Neuwählende wählbarer 
erscheint. Gleichzeitig hat sich mit den wachsenden politischen Erfol­
gen der Vergangenheit der politische und mediale Umgang mit der 
Partei verändert (kurzfristige Erfolgsbedingungen). Im politischen 
Spektrum fällt die ohnehin brüchige Abgrenzung zur AfD noch 
schwerer, Inhalte und Phrasen der Partei werden noch häufiger im 
politischen und medialen Diskurs aufgegriffen und normalisiert. 
 Zusätzlich profitiert die Partei von konflikthaften Protestereignissen 
der Vergangenheit (Corona, Energie), in der sie sich als »einzige Oppo­
sition« inszenierte. 

Unsere Analysen bestätigen, dass für die hohen Wahlergebnisse der 
AfD zahlreiche Faktoren begünstigend wirken. Der öffentliche  Diskurs, 
der auch im Wahljahr 2024 auf Migrationspolitik und den  Umgang 
mit dem russischen Angriffskrieg in der Ukraine fokussierte, greift 
daher zu kurz. Einerseits zeigt die Wahlauswertung für Thüringen, 
dass sozioökonomische Problemlagen und demografische Entwick­
lungen Auswirkungen auf das Wahlverhalten haben. Hier gibt es ent­
sprechenden akuten Handlungsbedarf für die Bundes-, Landes- und 
Kommunalpolitik. Gleichzeitig zeigt die hohe Erklärkraft von poli­
tisch-kulturellen Faktoren, dass diese langfristig angegangen werden 
müssen, um einem weiteren Erstarken rechtsextremer Parteien ent­
gegenzuwirken. Dazu muss einerseits die demokratische Zivilgesell­
schaft unterstützt werden und gleichzeitig eine Aktivierung der brei­
ten Gesellschaft erfolgen. Auch wenn es die AfD anders darstellt und 
die öffentliche Fokussierung auf die rechtsextreme Partei und ihre 
Wähler*innen einen anderen Eindruck erweckt: Die Mehrheit der 
 Bevölkerung in allen Thüringer Landkreisen und kreisfreien Städten 
wählt keine rechtsextremen Parteien. Die Aktivierung dieser Bevöl­
kerungsmehrheit für eine aktive prodemokratische Positionierung 
und Partizipation an demokratischen Prozessen bietet damit ein bis­
her zu gering adressiertes Potenzial.

Der Hauptfokus sollte darauf liegen, demokratische Institutionen 
 gegen den wachsenden Einfluss von Rechtsaußen abzusichern und 
die demokratische Zivilgesellschaft zu stärken. Gesellschaftspoliti­
sche Anstrengungen sollten sich zunächst auf die Stärkung von Ins­
titutionen, zivilgesellschaftlichen Strukturen und sozialpolitischen 
Maßnahmen konzentrieren, um die Resilienz gegen antidemokrati­
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sche Einflüsse zu erhöhen. Kürzungen im Förderbereich des zivil­
gesellschaftlichen Engagements und der Demokratiebildung, wie sie 
sich aktuell andeuten, sind in ihrer Wirkung fatal und beschränken 
die Interventions- und Handlungsmöglichkeiten zu einem Zeitpunkt, 
wo diese nötiger sind als zuvor.

LITERATUR
Kamuf, Viktoria/Helmert, Cornelius (2024 a): »Blaues Auge« statt »blauer Welle«? 

Kurzanalyse zu den Kommunalwahlen 2024 in Thüringen. Online: https://www.idz-
jena.de/fileadmin/user_upload/Wahlen_2024/WEB_IDZ_Kurzanalyse_Kommunal-
wahlen_Thueringen_2024.pdf [03.02.2025].

Kamuf, Viktoria/Helmert, Cornelius (2024 b): Massive rechtsextreme Landnahme  
in Thüringen. Online: https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Wah-
len_2024/_8_Kurzanalyse_Landtagswahlen_Thueringen_2024.pdf [03.02.2025].

Kamuf, Viktoria/Helmert, Cornelius (2024 c): Thüringen zwischen den Wahlen – 
 erhöhter Druck auf die demokratische Kultur. Kurzanalyse zu den Kommunalwahlen 
2024 in Thüringen. Kurzanalyse zu den Stichwahlen der Thüringer Kommunalwah-
len und Europaparlamentswahlen am 9. Juni 2024. Online: https://www.idz-jena.
de/fileadmin/user_upload/Publikationen/_7_Kurzanalyse_Kommunalwahlen_
Th%C3%BCringen_2024_WEB.pdf [03.02.2025].

Reiser, Marion/Küppers, Anne/Brandy, Volker/Hebenstreit, Jörg/Vogel, Lars 
(2024): Politische Kultur und Arbeitswelt in Zeiten von Polykrise und Fachkräfte-
mangel. Ergebnisse des Thüringen-Monitors 2023. Online: https://www.komrex.uni-
jena.de/komrexmedia/3454/tm2023.pdf [03.02.2025].

Richter, Christoph/Helmert, Cornelius/Salheiser, Axel (2025): Thüringen im »Super-
wahljahr« 2024: Analyse der AfD-Wahlergebnisse in den Kommunal-, Europa- und 
Landtagswahlen. Online: https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Projekt-
berichte/IDZ_Wahlanalyse_B5_WEB.pdf [03.02.2025].

Richter, Christoph/Salheiser, Axel/Quent, Matthias (2022): Demokratie auf dem 
Rückzug? Die Ursachen der Wahlerfolge der AfD in Thüringen und zur Bundes-
tagswahl 2017. In: Heinz Ulrich Brinkmann/Karl-Heinz Reuband [Hrsg.]: Rechts
populismus in Deutschland. Wahlverhalten in Zeiten politischer Polarisierung. 
Springer VS: Wiesbaden, S. 299–334.

Tagesschau (2024): Thüringen-Wahl: Wer wählte die AfD - und warum? Online: 
https://www.tagesschau.de/wahl/archiv/2024-09-01-LT-DE-TH/umfrage-afd.shtml 
[03.02.2025].

https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Wahlen_2024/WEB_IDZ_Kurzanalyse_Kommunalwahlen_Thueringen_2024.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Wahlen_2024/WEB_IDZ_Kurzanalyse_Kommunalwahlen_Thueringen_2024.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Wahlen_2024/WEB_IDZ_Kurzanalyse_Kommunalwahlen_Thueringen_2024.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Wahlen_2024/_8_Kurzanalyse_Landtagswahlen_Thueringen_2024.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Wahlen_2024/_8_Kurzanalyse_Landtagswahlen_Thueringen_2024.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/_7_Kurzanalyse_Kommunalwahlen_Th%C3%BCringen_2024_WEB.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/_7_Kurzanalyse_Kommunalwahlen_Th%C3%BCringen_2024_WEB.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/_7_Kurzanalyse_Kommunalwahlen_Th%C3%BCringen_2024_WEB.pdf
https://www.komrex.uni-jena.de/komrexmedia/3454/tm2023.pdf
https://www.komrex.uni-jena.de/komrexmedia/3454/tm2023.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Projektberichte/IDZ_Wahlanalyse_B5_WEB.pdf
https://www.idz-jena.de/fileadmin/user_upload/Projektberichte/IDZ_Wahlanalyse_B5_WEB.pdf
https://www.tagesschau.de/wahl/archiv/2024-09-01-LT-DE-TH/umfrage-afd.shtml


54

Ende Juli 2024 stellte die AfD ihr Wahlprogramm für Thüringen vor. 
Auf der Titelseite prangte der Slogan »Alles für Thüringen« – eine 
 Anspielung auf die SA-Parole »Alles für Deutschland«. Für deren Ver­
wendung war Björn Höcke wenige Wochen zuvor zum zweiten Mal 
verurteilt worden. Dem Wahlprogramm vorangestellt war ein  Gedicht 
von Franz Langheinrich aus dem Jahr 1912, der später begeisterter 
Nationalsozialist war (Geschichte statt Mythen 2024).

Solche Anspielungen auf den Nationalsozialismus gehören neben 
 Geschichtsrevisionismus und Angriffen auf die Erinnerungskultur 
fest zur politischen Agenda der Thüringer AfD. Durch provokative 
Umdeutungen der Geschichte polarisiert sie, lenkt Aufmerksamkeit 
auf sich und verschiebt die Grenzen des Sagbaren. Dabei verfolgt sie 
drei zentrale Strategien: die Diskreditierung der Erinnerungskultur 
als »Schuldkult«, die Delegitimierung der liberalen Demokratie und 
die Mobilisierung von Wähler*innen. Diese Strategien werden im 
 Folgenden anhand kritisch eingeordneter Beispiele aus dem Jahr 
2024 beleuchtet.

GESCHICHTSPOLITIK DER 
 THÜRINGER AFD IM JAHR 2024

Jakob Schergaut  
und Johannes Streitberger

Geschichtsrevisionistischer Angriff auf die Erinnerungskultur

Fortwährender Schwerpunkt der Geschichtspolitik der Thüringer 
AfD ist Björn Höckes Forderung nach einer »erinnerungspolitischen 
Wende um 180 Grad«, die er bereits bei seiner Rede in Dresden 2017 
zur Leitlinie erhoben hat. Die deutsche Geschichte soll demnach kein 
Gegenstand kritischer Auseinandersetzung sein, sondern eine identi­
tätsstiftende Ressource zur nationalen Wiedergeburt. Die  Erinnerung 
an die Opfer der NS-Verbrechen und deutsche Schuld muss deshalb 
kleingehalten oder relativiert werden. Am 5. Mai 2024 behauptete 
Stefan Möller etwa im fraktionseigenen Podcast »Horch ma!« anläss­
lich des Tages der Befreiung: »Nicht jeder, der ’ne Uniform anhatte, 
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und sei es auch ’ne schwarze von der Waffen-SS, [war] ein Massenmör­
der« (Möller 2024). Möller zielte mit diesem kalkulierten Tabubruch 
darauf ab, Zweifel am verbrecherischen Charakter der SS zu säen. 
 Damit nahm er die spätere Relativierung der SS seines Parteikollegen 
Maximilian Krah in der italienischen Zeitung La Repubblica vom 
18. Mai 2024 voraus.

Eine weitere Facette dieser Umschreibungsversuche ist das (Über-)
Betonen deutscher Opfer, um die NS-Verbrechen zu verharmlosen. 
Am 14. November 2024 wurde im Thüringer Landtag ein Antrag der 
Linken debattiert, den 8. Mai 2025 als Feiertag zu begehen. Der AfD-
Abgeordnete Sascha Schlösser forderte, dabei die deutschen Opfer 
von Flucht, Vertreibung und alliierter Gewalt zu berücksichtigen. 
 Seinem Vorredner Matthias Hey (SPD), der an die Befreiung des KZ 
 Buchenwald am 11. April 1945 durch US-Streitkräfte erinnert hatte, 
entgegnete Schlösser: »Gehen sie nach Gispersleben. Da ist eine  kleine 
Grabplatte. Da wurden am 11. April durch amerikanische Soldaten 50 
blutjunge Soldaten erschossen« (Thüringer Landtag 2024).

Dies ist eine Falschdarstellung. Am 10./11. April 1945 führten deutsche 
Verbände bei Gispersleben – nahe Erfurt – einen Gegenangriff aus. 
Dabei ermordete die SS gefangen genommene amerikanische  Soldaten 
(Adkins/Adkins Junior 2005: 195). Als Vergeltung für dieses Kriegs­
verbrechen erschossen US-Streitkräfte etwa zwölf deutsche Kriegs­
gefangene (LATh-HStA Weimar). Insgesamt kamen in Gispersleben 45 
deutsche Soldaten um. Indem Schlösser jedoch von 50 Toten  sprach, 
vermischte er die im Gefecht Gefallenen mit den völkerrechtswidrig 
Erschossenen. So erscheinen alle Toten als Opfer alliierter Willkür. 
Das Übertreiben deutscher Opferzahlen alliierter Kriegsverbrechen 
ist eine bekannte Strategie des rechtsextremen Geschichtsrevisio ­
nismus. Schwerwiegender ist jedoch Schlössers Aufforderung, am 
11. April nach Gispersleben zu schauen. Damit setzt er die getöteten 
Deutschen mit den Opfern des KZ-Systems gleich.

WAS IST GESCHICHTSREVISIONISMUS? Geschichtsrevisionismus beschreibt Versuche,  
die etablierte und wissenschaftlich fundierte Darstellung der Vergangenheit durch  
verfälschte Quellen, einseitige bzw. aus dem Kontext gerissene Deutungen oder  
unzutreffende Gleichsetzungen umzuschreiben. Dahinter steht das Ziel, historisch  
belastete politische Vorstellungen zu enttabuisieren und als mögliche Alternative  
zur liberalen Demokratie darzustellen.  (Mehr dazu: Pfahl-Traughber 2019: 301 f.)
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Delegitimierung der Demokratie:  
Zwischen Opfernarrativ und Angriffslust

Neben diesen drastischen Formen der Geschichtsmanipulation nutzt 
die Thüringer AfD NS- und DDR-Bezüge, um sich als Opfer einer 
 vermeintlichen Wiederkehr des Totalitarismus zu präsentieren. Im 
Juli 2024 unterstellte sie im fraktionseigenen Telegram-Kanal dem 
sächsischen CDU-Bundestagsabgeordneten Marco Wanderwitz: Er 
fordere »das totale Auslöschen der AfD«. Die Partei teilte dazu eine 
Fotomontage mit eindeutiger KZ-Bildsprache (Abb. 17). Tatsächlich 
 hatte Wanderwitz jedoch in einem Phoenix-Interview im Kontext des 
angestrebten AfD-Verbots gefordert: »Wir müssen versuchen, mög­
lichst viele dieser Menschen zu gewinnen für die Demokratie. Das 
 gelingt uns besser, wenn das Lagerfeuer der AfD erstmal ausgelöscht 
ist« (Wanderwitz 2024). Diese verzerrte Wiedergabe der Aussage 
Wanderwitz’ relativiert nicht nur den Nationalsozialismus, sie ver­
unglimpft auch die Mittel der wehrhaften Demokratie gegen demo­
kratiegefährdende Bestrebungen.

ABBILDUNG 17:  
Die Thüringer AfD 

 verbreitete diese  
Grafik am 9. Juli 2024 

über  Telegram. Die  
CDU klinge, so die  

Bildunterschrift, 
 »verdächtig nach 1933«.

(Quelle: Telegram, zuletzt  
geprüft am 20.02.2025)
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Auch im Umgang mit der SED-Diktatur griff die Thüringer AfD auf ver­
quere Gleichsetzungen zurück, um die liberale Demokratie zu dele gi­
timieren. Landtagsmitglied Uwe Thrum teilte am 30. September 2024 
auf Facebook ein Diagramm mit 32 Sitzen für die AfD und 56 für die 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (Abb. 18). Die geg enwärtige 
Parteienlandschaft soll so als Wiedergänger der DDR-Blockparteien 
erscheinen, die AfD als einzig authentische oppositionelle Kraft.

ABBILDUNG 18: 
 Thurms schiefe 
Gleichsetzung war 
Teil eines Postings, 
in dem er die 
 demokratischen 
Fraktionen als 
»Machtkartell« 
und »Einheitspar-
tei der Verlierer« 
diffamierte.
(Quelle: Facebook, 
 zuletzt geprüft am 
20.02.2025)

Wähler*innen mobilisieren: Ambivalenter  
Umgang mit der DDR-Vergangenheit

Die DDR-Vergangenheit dient der Thüringer AfD nicht nur zur grund­
sätzlichen Delegitimierung der liberalen Demokratie, sondern ist auch 
fester Bestandteil ihrer Wahlkampfstrategie. Bereits bei der Thürin­
ger Landtagswahl 2019 warb die Partei mit »Vollende die Wende« oder 
»Wende 2.0«. Bei solchen Slogans schwingt nicht nur eine schiefe 
Gleichsetzung zwischen der gegenwärtigen Demokratie und der DDR 
mit. Die AfD schreibt sich damit auch in die Tradition der damaligen 
Oppositionsbewegung ein. So befeuert sie das tradierte Misstrauen 
gegenüber der Regierung und stilisiert sich als fundamentale Opposi­
tion gegen die traditionellen Parteien. 
  Im Superwahljahr 2024 erweiterte die Thüringer AfD diese Strate­
gie. Sie nutzte die DDR-Vergangenheit nicht mehr allein als Negativ­
folie, sondern griff gezielt ein zel ne Aspekte heraus, löste sie aus ihrem 
 geschichtlichen Kontext und verklärte sie. Auf diese Weise präsentier­
te die Partei das Leben in der DDR als historischen Sehnsuchtsort, als 
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positive Alternative zur Gegenwart, um nostalgische Gefühle und ost­
deutsche Identitäts marker für sich zu nutzen. Die Wahlwerbung mit 
der Simson ist hierfür ein Beispiel. 
  Dabei profitierte die AfD vom widersprüchlichen Nebeneinander 
 unterschiedlicher DDR- und Transformationserfahrungen, die sich  
in ostdeutschen Identitätskonstruktionen wiederfinden. Dass diese 
Strategie auf fruchtbaren Boden fällt, lässt sich auch an den Ein­
stellungen der Thüringer Bevölkerung ablesen: Etwa vier von zehn 
Thüringer*innen bewerten im Rückblick die DDR als überwiegend 
positiv (Reiser et al. 2024: 68 f.).

Diese zweigleisige Strategie in Hinblick auf die DDR-Geschichte zeigte 
sich besonders eindrücklich am 19. September 2024 auf einer Wahl­
kampfveranstaltung in Cottbus. Dort zeichnete Höcke in seiner Rede 
ein romantisiertes Bild von nachbarschaftlichem Zusammenhalt, 
 gepflegten Wohnanlagen und ungetrübter Kindheit vor 1989 – »das 
war mal so«. Heute hingegen sieht der Thüringer AfD-Landesvor sit­
zende und gebürtige Nordrhein-Westfale »Zeichen für einen zerfalle­
nen Staat« und einen Rückgang der »gemeinschaftsorientierten Wer­
te«. Höcke verwies zudem auf die »soziale Sicherheit«, das »Vertrau­
en«, die »gelebte Solidarität«, die »innere Sicherheit« und die  »gute 
Bildung« in der DDR, was das Publikum mit Applaus quittierte. Nicht 
zuletzt präsentierte er die DDR als völkische Blaupause für einen ver­
meintlich ethnisch homogenen Staat, der »von einem Volk bewohnt 
wurde – und zwar vom deutschen Volk«. 
  Höcke räumte zwar ein, dass »die DDR eine Diktatur« gewesen sei, 
ließ jedoch zentrale Merkmale des SED-Regimes unerwähnt. Er ver­
schwieg etwa, dass das Ministe rium für Staatssicherheit und Zehntau­
sende Inoffizielle Mitarbeiter Werte wie »Vertrauen« und »Solidarität« 
systematisch untergruben. Ebenso blendete er aus, dass die »soziale 
Sicherheit« an politischen Konformismus und die »gute Bildung« an 
eine rigide Erziehung zur sogenannten sozialistischen Persönlichkeit 
und vormilitärische Ausbildung gekoppelt waren. Auch überging er, 
dass Migrant*innen wie Vertragsarbeitende in der DDR lebten – jedoch 
unter prekären Bedingungen und isoliert von der Gesellschaft. Merk­
male einer Diktatur führte Höcke dagegen nur an, wenn er die Bun­
desrepublik als »Gesinnungsstaat […] mit totalitären Zügen« diskre­
ditierte (Weichreite 2024).

Fazit

Die Thüringer AfD verbreitete 2024 revisionistische und verklärende 
Deutungen der NS- und DDR-Vergangenheit, um Wähler*innen zu mobi­
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lisieren, die liberale Demokratie zu delegitimieren und die Erinne­
rungskultur zu diffamieren. Die Übergänge zwischen den Strategien 
waren dabei fließend.

Indem die Thüringer AfD mit dem Nationalsozialismus kokettiert,  
die NS-Verbrechen kleinredet und gleichzeitig deutsche Opfer (über-) 
betont, enttabuisiert sie völkische Überlegenheitsfantasien und knüpft 
an rechtsextreme Identitätspolitik an. Zugleich setzt sie die liberale 
Demokratie mit der DDR gleich, brandmarkt politische Gegner*innen 
als totalitär und zeichnet ein verklärtes Bild der zweiten deutschen 
Diktatur. Damit spricht sie Menschen an, die unzufrieden mit der 
 aktuellen Demokratie sind und die Vergangenheit durch eine nostal­
gische Brille sehen.
  Im Fahrwasser dieser Geschichtspolitik und des Siegs der AfD bei 
der Landtagswahl 2024 gewinnen alternative geschichtsrevisionisti­
sche Deutungen der Vergangenheit zunehmend an Einfluss. Dies ver­
langt, dass sich Politik, Wissenschaft und Zivilgesellschaft klar gegen 
verzerrte Interpretationen historischer Fakten positionieren.
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In den vergangenen Monaten fanden sich in zahlreichen Medien 
Schlagzeilen wie »Warum Jugendliche rechts wählen«3 oder gar 
»Rechtsextre mismus: Sind die Skinheads zurück?«4. Blickt man auf 
die Wahlergebnisse der vergangenen Jahre, zeigt sich ein eher unbe­
ständiges Bild bei den Wahlentscheidungen der jüngsten Kohorte. Bei 
der Bundestagswahl 2021 erhielt die AfD sieben Prozent der Stimmen 
der 18- bis 24-Jährigen, 2017 waren es noch zehn Prozent. Seit der 
 Europawahl 2024 haben die Zustimmungswerte in der jüngsten 
Alters ko hor te jedoch massiv zugenommen. In der Altersgruppe der 
16- bis 24-Jährigen entschieden sich 16 Prozent, und damit ein An­
stieg um elf Prozentpunkte im Vergleich zu 2019, für die Wahl der 
AfD. Bei der Bundestagswahl 2025 erreichte die AfD mit einem 
Stimmanteil von 21 Prozent in der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen 
einen Zugewinn von 14 Prozentpunkten. Die meisten Stimmen konnte 
mit 25 Prozent allerdings Die Linke für sich gewinnen. In Thüringen 
erzielt die AfD schon seit Jahren deutlich höhere Ergebnisse unter 
Jungwähler*innen als im Bundestrend. Waren es bei der Landtags­
wahl 2014 14  Prozent der 18- bis 24-Jährigen, die die AfD (gesamt 
10,4 %)5 wählten, konnte die extrem rechte Partei die Zustimmung in 
der Altersklasse 2024 auf 38 Prozent erhöhen (gesamt 32 %). Die 
 Zustimmung zu rechten Positionen erschöpft sich dabei nicht in der 
Wahl der extrem rechten AfD.

3	 Vgl. https://www.deutschlandfunk.de/junge-waehler-rechts-afd-100.html.
4	� Vgl. https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/rechtsextremismus-sind-die-skinheads-zurueck-19867355.html.
5	 Vgl. https://www.tagesschau.de/wahl/archiv/2014-09-14-LT-DE-TH/umfrage-alter.shtml.

JUGENDLICHER RECHTSRUCK? 
Hannah Merkle und Felix M. Steiner
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ABBILDUNG 19: Wer wählte wen bei der Bundestagswahl 2025  
(Quelle: infratest/dimap/tagesschau.de)

■ � Wahlergebnis
■  Altersgruppe 18–24 Jahre
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Subkultur und soziale Netzwerke 

In den letzten Jahren zeigten sich vor allem in den sozialen Netzwer­
ken – allen voran bei TikTok und Instagram – und bei Mobilisierungen 
auf der Straße, dass Teile der jüngeren Generation offen für extrem 
rechte Ideologie eintreten. Hierbei war eine Rückkehr des Stils der 
Skinheadbewegung der 1990er-Jahre zu beobachten. Besonders bei 
den Protesten gegen verschiedene Christopher Street Days (CSD), die 
vor allem in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen stattfanden, war 
dieser Kleidungsstil öffentlich wahrzunehmen. Hier kann man aller­
dings nicht von festen Organisationstrukturen sprechen, sondern 
eher von losen, durch die sozialen Medien mobilisierten Gruppen 
(Mellea/Düker 2024). Die Klickzahlen bei TikTok auf Videos von jun­
gen Akteur*innen, die hier meist von RechtsRock unterlegt ihren 
Skinheadstyle zur Schau stellen, sind enorm. Diese Entwicklungen in 
den sozialen Netzwerken sind aber kein nationales Phänomen, son­
dern bilden eine internationale Entwicklung ab.

Zur Europawahl nutzten die AfD und besonders ihr Spitzenkandidat 
Maximilian Krah TikTok für die direkte Ansprache vor allem junger 
Männer (Abou-Chadi 2024). Dass die extrem rechte Szene hier eine 
Chance für sich sieht, um junge Menschen zu erreichen und eine »kul­
turelle Hegemonie«6 online zu erlangen, ist nicht neu. Bereits 2023 
sprach der extrem rechte Aktivist Erik Ahrens, der später Teile der 
Europa-Kampagne von Maximilian Krah verantwortete, beim neu­
rechten Institut für Staatspolitik über seine Idee eines »TikTok von 
rechts«.7 TikTok bietet für die Strategie der extremen Rechten Vor­
teile: Allen voran der spezifische Algorithmus, welcher es auch ohne 
einen Kanal mit zahlreichen Follower*innen erlaubt, enorme Klick­
zahlen auf Videos zu erreichen. So konnte man im Wahlkampf in Thü­
ringen sehen, wie die AfD und ihr Umfeld vorgingen: Für die TikTok-
Videos des Junge-Alternative-Funktionärs Eric Engelhardt aus Thü­
ringen wurden eigene Telegram-Kanäle (»TikTok Guerilla«) angelegt, 
in denen jede*r dessen vorproduzierte Videos herunterladen konnte, 
um damit die Plattform über zahlreiche Kanäle zu fluten. Wie viele 
Menschen schlussendlich mit den Videos erreicht wurden, lässt sich 
somit kaum sagen. Der Algorithmus gebe ihnen »Macht und Reich­
weite«, betonte Ahrens schon 2023: »Man hat eigentlich 90 Minuten am 
Tag ein Fenster in deren Gehirn, wo man da reinsenden kann.« Das 
heißt wiederum nicht, dass Jugendliche nach dem Konsum rechter 

6	� »Kulturelle Hegemonie« bezeichnet die Absicht, die Hoheit über Werte und Ideen, v. a. im kulturellen 
 Bereich, zu erhalten. Die zeitgenössische Rechte beabsichtigt liberale und progressive Einflüsse auf Kultur 
durch extrem rechte Werte zu ersetzen und im Anschluss einen Wandel auf politischer Ebene zu evozieren.

7	 Vgl. Ahrens gesamter Vortrag: https://www.youtube.com/watch?v=kDv5ZL_nptQ.

https://www.youtube.com/watch?v=kDv5ZL_nptQ
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TikTok-Inhalte direkt ihre politischen Einstellungen neu ausrichten. 
Dieser Zusammenhang ist komplexer. Vielmehr sieht man, dass das 
vorhandene Potenzial extrem rechter Einstellungen von der AfD und 
ihrem Umfeld gezielt aufgegriffen und für die Partei mobilisiert wer­
den soll. Die Partei hat hier allein schon durch ihre übermäßige Prä­
senz in den (Sozialen) Medien einen deutlichen Vorteil: erscheint sie 
doch als einziger Ansprechpartner.

Ergebnisse jüngster Einstellungsforschungen 

Dass rechte Einstellungen unter jungen Menschen zugenommen 
 haben, bestätigt die empirische Sozialforschung: Bei einer Befragung 
unter 2 000 Jugendlichen 2024 kamen die Autor*innen zu dem Ergeb­
nis, dass junge Menschen mit Zustimmungswerten von 17,8 Prozent 
zu rechten Äußerungen »deutlich rechter und demokratieferner 
 orientiert [waren] als der Bevölkerungsdurchschnitt« (Quent et al. 
2024: 41). Insbesondere ist hierbei die hohe Zustimmung zu Dimen­
sionen der »Neo-NS-Ideologie«, zu nationalchauvinistischen Einstel­
lungen und zu autoritären Wünschen (LAS 2024: 53/54; Quent et al. 
2024: 25) unter jungen Menschen hervorzuheben. Auch die Betrach­
tung von geteilten Werten, Normen und Sorgen gibt Aufschluss über 
die Gründe für extrem rechte Einstellungen und Wahlentscheidun­
gen dieser Alterskohorte. Einige Forscher*innen argumentieren, dass 
sich das Verhältnis zur Zukunft unter jungen Menschen verändert 
 habe und dies ausschlaggebend für eine Affinität zu extrem rechten 
Positionen sei. Die Sicht Heranwachsender auf die Zukunft sei früher 
positiv und vielversprechend gewesen und erscheine stattdessen nun 
prekär und nicht mehr offen (Frühauf 2024: 6; Friedrich/Schnieder­
jann 2024). Die aktuelle Shell-Jugendstudie (2024) zeichnet ein ähnli­
ches Bild: Der Blick in die Zukunft der Gesellschaft sei zwar zuver­
sichtlich, die Zuversicht in die eigene, individuelle Zukunft aber weni­
ger positiv. 

Bei der Frage nach den größten Sorgen junger Menschen werden in 
den Studien vor allem Klimawandel, Diskriminierung, Krieg, die 
»wachsende Feindseligkeit« und »Ausländerfeindlichkeit« sowie nicht 
zuletzt der Aufstieg des Rechtspopulismus benannt (Shell-Jugend
studie 2024; SINUS-Jugendforschung 2024). Weniger häufig werden 
hingegen »Spannungen in der Gesellschaft wegen des Zuzugs von 
 Geflüchteten, das wahrgenommene Problemlösungsdefizit der Politik 
und Inflation als zentrale Sorgen« angegeben (SINUS-Jugendforschung 
2024: 156).
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Kann man von einem »jungen Rechtsruck« sprechen?

Auf verschiedenen Ebenen ist eine Hinwendung junger Menschen zu 
extrem rechten Einstellungen, Parteien und subkulturellen Prakti­
ken zu beobachten. Voreilige Schlüsse sind dennoch zu vermeiden, da 
rechte Akteur*innen einen Rechtsruck unter jungen Menschen gern 
herbeireden. Hinzu kommt, dass junge Menschen mit ihren politi­
schen Einstellungen experimentieren, »was sowohl zu der Annahme 
extremer politischer Positionen als auch zu kurzfristigen Änderun­
gen ihrer Positionen führen kann« (Schröder et al. 2024: 81). Ein Hin­
weis darauf können die Wahlergebnisse der Grünen bei der Bundes­
tagswahl 2021 sein und der Verlust großer Teile dieser Alterskohorte 
bei den Wahlen 2024. Provokation spielt bei jungen Menschen eben­
falls eine nicht zu unterschätzende Rolle. Die Erziehungswissen­
schaftlerin Katharina Fahrig gibt hierzu zu bedenken, dass jugend­
liche »Handlungen aus Protest oder Provokation erfolgen können, 
ohne dass eine entsprechende Einstellung unbedingt vorgelagert sein 
muss, so dass rechtextremistische Verhaltensweisen ohne rechts­
extremistische Einstellung denkbar sind« (Fahrig 2020: 9).

Zusätzlich sollte auf Werte und Vorstellungen unter jungen Menschen 
hingewiesen werden, die repräsentativ für deren nach wie vor starke 
liberale Grundeinstellung stehen. So darf die omnipräsente Trans*- 
und Queerfeindlichkeit gegen CSDs im vergangenen Jahr nicht darü­
ber hinwegtäuschen, dass soziale Gerechtigkeit und das Gleichheits­
prinzip nach wie vor wichtige Werte für junge Menschen insgesamt 
sind (SINUS-Jugendforschung 2024). Dies zeigt nicht zuletzt, dass die 
wenigen auch medial sehr präsenten Demonstrationen gegen ver­
schiedene CSDs kein repräsentatives Bild sind, sondern – gemessen an 
einer Gesamtschau – eher eine Minderheit abbilden. So erschien z.B. 
der extrem rechte Protest gegen den CSD in Eisenach eher kläglich 
 angesichts einer großen Menge (junger) Menschen, die für Geschlech­
tergerechtigkeit eintraten. Im Kontext der gesamtgesellschaftlichen 
Trans*- und Queerfeindlichkeit ist diese Minderheit dennoch ernst  
zu nehmen. Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der »Ausländerfeindlich­
keit« unter jungen Menschen: Hier weisen junge Menschen wesentlich 
geringere ausländerfeindliche Einstellungen auf als ältere. Das wie­
derum heißt nicht, dass rassistische Einstellungen und Handlungen 
unter jungen Menschen kleingeredet werden sollten (LAS 2024: 54; 
Quent et al. 2024: 26). Hinzu kommt, dass bei jungen Menschen von 
keiner allgemeinen Politikverdrossenheit, sondern vielmehr von Par­
teiverdrossenheit und Demokratieunzufriedenheit gesprochen wer­
den kann. Das Interesse an politischen und gesellschaftlichen  Themen 
ist hoch (SINUS-Jugendforschung 2024; Quent et al. 2024; Shell-Jugend
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studie 2024). Im Zuge dieser Ergebnisse stellt sich eher die Frage, 
 inwieweit demokratische Parteien noch als Repräsentanten der Inte­
ressen junger Menschen wahrgenommen werden.

Angesichts der Tatsache, dass insbesondere autoritäre Einstellungen 
und Nationalchauvinismus bei jungen Menschen verfangen, liegt die 
Annahme nahe, dass es sich bei den aktuellen Entwicklungen um eine 
Art »Resouveränisierung« handelt. Junge Menschen beabsichtigen, 
so der Soziologe Wilhelm Heitmeyer, sich selbst, aber auch die eigene 
Nation wieder als handlungsfähiges, starkes, selbstbestimmtes und 
machtvolles Subjekt zu konstituieren (Pfitzner 2024). Solche autoritä­
ren Wünsche werden maßgeblich durch Krisenerfahrungen bedingt. 
Dies deckt sich mit den Beobachtungen des gegenwärtigen extrem 
rechten Aktivismus: Hier kommen v.a. junge Männer als Kollektiv 
 zusammen und verfolgen ein besonders starkes und selbstbewusstes 
Auftreten. Insbesondere die Demonstrationen gegen die CSDs können 
als reaktionärer Versuch gesehen werden, die Überforderung ange­
sichts eines Aufbrechens binärer Geschlechtlichkeit einzufangen.

Insgesamt zeigt sich ein ambivalentes Bild, das nicht zulässt, pauschal 
von einem jugendlichen Rechtsruck zu sprechen. Vielmehr erleben wir 
eine Gleichzeitigkeit gegensätzlicher Entwicklungen. Einerseits sehen 
wir neue, durchaus besorgniserregende Entwicklungen im aktivisti­
schen und subkulturellen Milieu sowie auf der Einstellungsebene. Hin­
zu kommt, dass das Stigma, sich rechts zu positionieren oder rechts 
zu wählen, aufgeweicht wurde. Andererseits vertritt ein Großteil der 
jungen Menschen nach wie vor liberale bis progressive Einstellungen 
und beteiligt sich auf der Straße an Demonstrationen gegen die extre­
me Rechte. Diese Entwicklungen werden gerahmt von mannigfaltigen 
existenziellen Krisenszenarien und einer Entfremdung junger Men­

ABBILDUNG 20: 
Neonazistische 
Demonstration 
gegen den CSD 
in Eisenach 
(Bildrechte: MOBIT)
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schen von etablierten politischen Parteien. Genau in diesem Bereich 
zwischen Ängsten und Repräsentationslücke versuchen die AfD und 
ihre Vorfeldorganisationen zu agieren. Werden der AfD und ihrem 
Umfeld weiterhin das Feld überlassen, ist ein Anstieg rechtsextremer 
Einstellungswerte und AfD-Stimmenanteile bei zukünftigen Wahlen 
zu erwarten. Hinzu kommt, dass diese Kohorten langfristig durch 
ihre demokratiefeindlichen Einstellungen einen negativen Einfluss auf 
demokratische und zivilgesellschaftliche Prozesse ausüben könnten.
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Am 20. September 2024 lenkte das ZDF Magazin Royale mit der Sen­
dung »Bedrohte Art: Lokaljournalismus. Wie Rechtspopulisten die 
Krise des Lokaljournalismus ausnutzen« die mediale Aufmerksam­
keit u.a. auf den Kurier – ein Anzeigenblatt, das im Raum Altenburg 
mit einer Auflage von 50 000 Exemplaren kostenfrei verteilt wird. Im 
TV-Beitrag wurden Anzeigenblätter wie der Kurier kritisch eingeord­
net. Auch zivilgesellschaftliche Akteur*innen beobachten bereits seit 
Jahren mit Sorge, dass populistische Botschaften in Anzeigeblättern 
mittransportiert werden.
  Im Anschluss daran stellen sich folgende Fragen: Inwieweit werden 
populistische Narrative im Kurier verbreitet? Finden sich darin Ge­
schichtsrevisionismus, Verschwörungserzählungen, Rassismus und 
Nationalismus? Und wie werden Parteien dargestellt? Dazu wurde 
für diesen Beitrag eine Stichprobe von acht Ausgaben inhaltsana ly­
tisch untersucht, die zwischen dem 3. August und dem 21. September 
2024 – vor und nach der Landtagswahl in Thüringen – erschienen. Auf 
diese Auswahl beziehen sich die folgenden Ausführungen.

POPULISMUS ZWISCHEN 
 WERBUNG UND VEREINS- 
MELDUNGEN: DER ALTEN­
BURGER KURIER ZUR  
LANDTAGSWAHL 2024

Helene Franke, Cornelius Helmert  
und Johannes Streitberger

  Der Kurier enthält eine Fülle unpolitischer Inhalte. Mitunter ist 
 jedoch unklar, ob es sich um redaktionelle Beiträge oder bezahlte 
Werbung handelt. Unterschiedliche Beitragsarten sind nicht immer 
klar gekennzeichnet. Der Großteil sind Anzeigen, behördliche Mittei­
lungen und Vereinsmeldungen. Damit erscheint der Kurier als seriöse 
Informationsquelle. Eine nennenswerte Berichterstattung über den 
Landtagswahlkampf vor Ort fehlt indes. Gleichzeitig finden sich in 
 fast jeder Ausgabe populistische Versatzstücke und positive Referen­
zen auf die AfD.
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Der Kurier folgt einem Muster: Politische Positionierungen werden 
meist auf Fremdbeiträge wie Leser*innenbriefe oder Zweitveröffent­
lichungen aus anderen Medien ausgelagert, vermutlich um sich weni­
ger angreifbar für die politische Positionierung und (rechts-)populis­
tischen Äußerungen zu machen. Die entsprechenden Beiträge stam­
men etwa aus rechts-alternativen Medienportalen wie der Epoch Times 
oder reitschuster.de.

Wie werden Parteien dargestellt?

Der Kurier zeichnet ein überwiegend negatives Bild der etablierten 
demokratischen Parteien, oft verbunden mit einer generellen Abnei­
gung des vermeintlichen Establishments (siehe Abb. 21). 

WAS IST POPULISMUS? Populismus spiegelt eine Weltsicht wider, in der sich zwei homogene 
Gruppen gegenüberstehen: »das gute Volk« vs. »die böse Elite«. Dieses Freund-Feind-
Denken (Manichäismus) ist gegen das vermeintliche Establishment (Anti-Establishment) 
gerichtet. Populismus richtet sich gegen die repräsentative Demokratie und ihre Institutionen 
(Anti-Institutionalismus) und begreift Politik als direkten Ausdruck (direkte Demokratie) 
eines einheitlichen Volkswillens (Anti-Pluralismus).  (Mehr dazu: Mudde/Kaltwasser 2017)

  Besonders scharf werden Grüne und SPD kritisiert, die gegen die 
 Interessen der Bevölkerung handeln würden. Gemeinsam mit der 
Partei Die Linke seien sie Teil einer einflussreichen links-grünen 
 Minderheit im Land. Die CDU steht vor allem wegen der angeblichen 
»Grenzöffnung« 2015 im Fokus. Das BSW wird dagegen seltener 
 erwähnt. Eine Karikatur, die ohne Kennzeichnung aus der Social-
Media-Kampagne der AfD übernommen wurde (Guhl 2024: 17), stellt 
die Partei als trojanisches Pferd der Linken und damit als Teil des 
 verhassten Establishments dar (Kurier, KW 36: 9).
  Die Berichterstattung zur AfD fällt hingegen überwiegend positiv 
aus. Sie wird als politische Kraft dargestellt, die Probleme angehe, 
 jedoch vom politisch-medialen Establishment systematisch unter­
drückt wer de. Wie das »überragende Ergebnis der AfD« beweise, habe 
der »Kampf der Mächtigen im Lande« laut einem Kurier-Redakteur 
jedoch »nicht gefruchtet« (Kurier, KW 36: 1). Zugleich wird die Einord­
nung der  Partei als rechtsextrem als Diffamierung abgetan. Kritische 
Stimmen gegen die AfD kommen selten zu Wort.

Anti-Establishment, Anti-Institutionalismus und Manichäismus

Populistische Aussagen finden sich in sieben der acht untersuchten 
Ausgaben. Während direkte Demokratie und Anti-Pluralismus selten 
thematisiert werden, prägen die Dimensionen Anti-Establishment, 
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ABBILDUNG 21: Überschneidung der verschiedenen Populismus-Dimensionen  
mit der Darstellung der Parteien  (Quelle: Maxqda)

Anti-Institutionalismus und Manichäismus die politischen Beiträge 
und ziehen sich wie ein »roter Faden« durch die Ausgaben. Diese drei 
Dimensionen treten meist gemeinsam auf (siehe Abb. 22) und über­
schneiden sich stark mit verschwörungsideologischen Inhalten.

Direkte  
Demokratie

Manichäismus Anti- 
Pluralismus

Anti- 
Institu tionalismus

Anti- 
Establishment

FDP
neutral
negativ
positiv

BSW
neutral
negativ
positiv

Die Linke
neutral
negativ
positiv

SPD
neutral
negativ
positiv

Bündnis 90/Die Grünen
neutral
negativ
positiv

CDU
neutral
negativ
positiv

AfD
neutral
negativ
positiv

  Die politischen Gegner*innen werden klar benannt und als homo­
gener Block dargestellt. Im Sinne eines Anti-Institutionalismus wer­
den die Bundes- und Landesregierung und »der Staat« angegriffen. 
Ebenso stehen »die Politik«, öffentlich-rechtliche Medien und NGOs 
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ABBILDUNG 22: Absolute Häufigkeit der Überschneidungen zwischen Populismus-Dimensionen 
und Verschwörungsideologie  (Quelle: Maxqda)

wie Campact oder Correctiv als vermeintliches Establishment in der 
Kritik. Die damalige Bundesregierung aus SPD, Grünen und FDP wird 
mit »dem Staat«, aber auch mit der damaligen rot-rot-grünen Minder­
heitsregierung im Land gleichgesetzt. Volk und »die Politik« werden 
als Gegensätze dargestellt. Öffentlich-rechtliche Medien gelten etwa 
als »GEZ-Apparatschiks« (Kurier, KW 35: 11). Menschen, die sich gegen 
die AfD positionieren, bezeichnet ein Leser als »die wahren Faschis­
ten« (Kurier, KW 33: 3). Immer wieder wird auf die Covid-19-Pandemie 
verwiesen und das damalige Handeln von Regierung, Medien und RKI 
als »verbrecherisches Regime« (Kurier, KW 34: 13) diffamiert.

Die Feindbilder werden ausführlich und explizit dargestellt, während 
die Freund-Darstellung meist implizit bleibt – etwa durch die einsei­
tig positive Darstellung der AfD. Das hohe Altenburger AfD-Ergebnis 
bei der Landtagswahl wird etwa mit »›Altenburg hat es begriffen!‹« 
betitelt (Kurier, KW 36: 1). Die positive Darstellung von Personen oder 
Gruppierungen erfolgt mitunter auch explizit und geradezu plakativ, 
etwa wenn ein redaktioneller Beitrag den Querdenker Michael Ball­
weg mit Mahatma Gandhi vergleicht (Kurier, KW 32: 13).

Direkte Demokratie und Antipluralismus

In zwei Leser*innenbriefen und einem Kommentar werden Forderun­
gen nach direkter Demokratie artikuliert. Während der Kommentar 
direktdemokratische Elemente als Ergänzung zum Parlamentaris­
mus fordert (Kurier, KW 36: 9), wird in den Leser*innenbriefen (Kurier, 
KW 38: 15, 16) eine populistische Ausrichtung erkennbar. Sie fordern 
nicht nur die direkte Umsetzung eines vermeintlich einheitlichen 
Volkswillens und positionieren sich damit gegen Pluralität, sondern 
lehnen auch parlamentarische Abläufe und Gepflogenheiten ab.

Direkte  
Demokratie

Manichäismus Anti- 
Pluralismus

Anti- 
Institu tionalismus

Anti- 
Establishment

Verschwörungs ideologie 37 36 53
Populismus

Direkte Demokratie 3 4
Manichäismus 3 6 33 70
Anti-Pluralismus 6 6
Anti-Institutionalismus 33 55
Anti-Establishment 4 70 6 55
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Bedrohung der nationalen Identität

In den untersuchten Kurier-Ausgaben wird eine Bedrohung natio­
naler Identität behauptet – insbesondere durch Migrant*innen und 
LGBTIQ*, die deutsche Sprache als durch Anglizismen und Gendern 
gefährdet dargestellt. Ein regelmäßiger Autor von Leser*innenbrie­
fen sieht die angeblich »queer-bunten-linksgestrickten Fördermaß­
nahmen« (Kurier, KW 38: 15) der Bundesregierung im Widerspruch zu 
essenziellen staatlichen Aufgaben. Besonders im Fokus stehen Mig­
rant*innen und Geflüchtete, die in verschiedensten Lebensbereichen 
angeblich privilegiert seien. Sie werden mitunter pauschal und rassis­
tisch mit Kriminalität assoziiert. Ein aus der Fürstenwalder Zeitung 
übernommener, mit Verschwörungserzählungen gespickter Artikel 
erklärt die Zuwanderung »zur Schicksalsfrage des 21. Jahrhunderts« 
(Kurier, KW 34: 13).

Vom verschwörungsideologischen Geraune  
zum Deep State und Geschichtsrevisionismus

Die vermeintliche Bedrohung einer nationalen Identität schildert  
ein Leser besonders drastisch: Er bezeichnet Migrationsbewegungen 
nach Europa als »staatlich angeordneten Betrug zum Schaden des 
 eigenen Volkes« (Kurier, KW 34: 13) und entwirft eine Dystopie, in der 
»einige Deutsche […] ihre körperliche Unversehrtheit oder ihr Leben« 
aufgrund von »Migranten-Armeen« (Kurier, KW 34: 13) fürchten müss­
ten. Diese Darstellung knüpft an die Verschwörungserzählung des 
»Großen Austauschs« an, wonach eine vermeintliche Elite die weiße 
Mehrheitsbevölkerung westlicher Staaten gezielt durch nicht weiße 
Menschen ersetze.

Zudem schürt das populistisch-verschwörungsideologische Geraune 
gegen Eliten im Kurier Misstrauen gegenüber Politik und Medien. 
 Besonders deutlich wird dies in der Darstellung der Covid-19-Pan­
demie. Ein Gastbeitrag behauptet, ohne die Medien hätte sich das 
»Corona-Regime« (Kurier, KW 32: 12) nicht etablieren können. Die 
Presse- und Meinungsfreiheit sei gezielt eingeschränkt worden. Wei­
tere Artikel spekulieren über Impfschäden und deren angebliche Ver­
tuschung. Zwei Leser*innenbriefe setzen die Corona-Schutzmaß­
nahmen gar mit Nationalsozialismus und Totalitarismus gleich, ver­
harmlosen dabei NS-Verbrechen und delegitimieren die Demokratie. 
Auch im Kontext des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine  
wird behauptet, »kein Widerspruch, keine alternativen Sichtweisen« 
(Kurier, KW 32: 12) seien mehr zulässig.
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Das Geraune gipfelt in der Vorstellung eines Deep States, der gezielt 
gegen politische Gegner*innen vorgehe. Ein Kurier-Redakteur behaup­
tet, angesichts des Wahlerfolgs der AfD schlage »der ›Tiefe Staat‹ mit 
Händen und Füßen um sich« (Kurier, KW 35: 2), um die Partei mit allen 
Mitteln von der Macht fernzuhalten.

Fazit

Der Kurier ist ein Anzeigenblatt, das überwiegend unpolitische In­
halte wie Anzeigen, behördliche Mitteilungen und Vereinsmeldungen 
enthält. Gleichzeitig finden sich jedoch in nahezu jeder untersuchten 
Ausgabe populistische Versatzstücke, insbesondere der  Dimensionen 
Anti-Establishment, Anti-Institutionalismus und Manichäismus. Die­
se sind eng verknüpft mit der Kritik an den staatlichen Covid-19-
Schutzmaßnahmen, dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine 
sowie einer als bedroht wahrgenommenen nationalen Identität. Zu­
dem werden rechtsextreme Verschwörungserzählungen verbreitet. 
Diese Inhalte kommen häufig in Fremdbeiträgen vor. Dabei entsteht 
durch viele Leser*innenbriefe der falsche Eindruck, dass derlei Posi­
tionen mehrheitsfähig in der Bevölkerung seien.

Während etablierte demokratische Parteien und ihre Politik fast durch­
weg negativ dargestellt werden, erfährt die rechtsextreme  Thüringer 
AfD eine überwiegend positive Darstellung. Kritik an der Partei wird 
als ungerechtfertigte Diffamierung durch ein vermeintliches Estab­
lishment aus Politik und Medien zurückgewiesen.

Die wiederholt populistischen, verschwörungstheoretischen und dis­
kriminierenden Aussagen im Altenburger Kurier tragen zur Normali­
sierung und Verankerung dieser Positionen in der Gesellschaft bei.
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IN THÜRINGEN IM  
SUPERWAHLJAHR 2024

Gina Meier, Alessa Wenzlaff,  
Matthias Gothe und Janine Dieckmann

 

»Es ist CSD in Sonneberg und die AfD empört. Überall ist Party, weil den 
Landrat unsere Party stört.« Textzeilen aus dem Lied »CSD in 
Sonneberg«, Bruneau und Maurice Konrad, 2023

Queerpolitische Arbeit in Thüringen

Queere Sichtbarkeit in Thüringen steigt. Das ist vor allem dem erhöh­
ten queerpolitischen Engagement der Communitys zu verdanken. In 
Thüringen gab es 2024 mit acht Demonstrationen und Veranstaltun­
gen so viele Christopher Street Days (CSD) wie nie zuvor. Zunehmend 
finden CSDs auch in kleineren Städten wie Sonneberg, Eisenach und 
Altenburg statt.

Im Rahmen des Thüringer Landesprogramms für Akzeptanz und 
Vielfalt8 werden seit 2018 politische Maßnahmen zur Gleichstellung, 
Unterstützung und zum Schutz queerer Menschen vorangetrieben. 
Bis September 2024 wurden 91 der 228 Maßnahmen umgesetzt.9 Es 
konnte in Thüringen jedoch eine Zunahme von Queerfeindlichkeit 
beobachtet werden. Dazu gehören nicht nur direkte Angriffe auf 
queere Personen, sondern auch symbolische Angriffe wie verbrannte 
Regenbogenfahnen oder Gegendemonstrationen in direkter Nähe der 
CSDs. Auffällig war 2024 die Instrumentalisierung von Queerfeindlich­
keit in den Thüringer Wahlkämpfen durch politische Akteur* in nen. 
Nach einer kurzen Definition des Begriffs analysiert der Beitrag aktu­
elle Entwicklungen im Jahr 2024 mit Fokus auf den politischen Raum.

8	 https://thueringen.de/arbeitsfelder/akzeptanz-und-vielfalt [27.02.2025].
9	 Stand: 31.08.2024, https://taz.de/Queer-in-Thueringen/!6033018/ [27.02.2025].

https://thueringen.de/arbeitsfelder/akzeptanz-und-vielfalt
https://taz.de/Queer-in-Thueringen/!6033018/
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Was ist Queerfeindlichkeit?
 
Queerfeindlichkeit umfasst die konkrete Abwertung von LGBTIQ*-
Personen und ihren Lebensweisen sowie die generelle Ablehnung der 
Vielfalt sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten. 
Sie beinhaltet spezifische Phänomene: Homosexuellen-, Lesben- und 
Bi-Feindlichkeit sowie die Feindlichkeit gegen trans*, inter* und nicht-
binäre Personen. Studien belegen, dass aktuell insbesondere trans*, 
inter*, nicht-binäre und agender Personen (kurz: TIN- oder TINA-
Personen) gefährdet sind (vgl. Lüter et al. 2024). Ebenso findet sich 

ABBILDUNG 23:  
Christopher  
Street Day im  
September 2024  
in Eisenach
(Quelle: QueerWeg e.V.)
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Queerfeindlichkeit oftmals in Verbindung mit anderen Ungleich we­
rtigkeitsideologien, z.B. Rassismus. So erleben beispielsweise queere 
Geflüchtete, auch in Thüringen, nicht nur Ablehnung aufgrund  ihrer 
Fluchtgeschichte, Herkunft oder ihres Aufenthaltsstatus’, sondern 
auch aufgrund ihres Queer-Seins.

Queerfeindlichkeit zeigt sich in der Leugnung der Existenz queerer 
Personen, der Nichtbeachtung selbstgewählter Namen und Pronomen, 
Mikroaggressionen, Hypersexualisierung, Verwehrung von (medizi­
nischen) Leistungen, körperlicher Gewalt und anderen diskriminie­
renden Situationen. Sie verbirgt sich in zahlreichen gesellschaftli­
chen Bedrohungsnarrativen wie dem der »Frühsexualisierung« oder 
in der Debatte um gendersensible Sprache.

TIN-Personen werden als »anders« markiert, weil ihre Geschlechts­
identität als Grenzübertritt der zweigeschlechtlichen Normalitäts­
vorstellung wahrgenommen wird. Ihnen wird mit heftiger Ablehnung 
oder Aggression begegnet, um die traditionelle Geschlechterordnung 
zu schützen (u. a. Sauer 2023). Neben dieser Schutzfunktion bildet 
Queerfeindlichkeit eine Brückenideologie: Die Ablehnung von LSBTIQ*-
Personen ist besonders anschlussfähig für Personen, die aus dem 
konservativen Spektrum kommen (vgl. Behrens et al. 2024). Rechts­
konservative und rechtsextreme Akteur*innen wiederum nutzen die 
Anschlussfähigkeit gesellschaftlich verbreiteter Vorurteile, um auf 
politischer Ebene Zustimmung für ihre Positionen zu erreichen (vgl. 
u. a. Strube 2021). 

Queerfeindlichkeit in Thüringen 

In den vergangenen Jahren ist eine zunehmende Mobilisierung queer­
feindlicher Akteur*innen (IDZ 2024) sowie eine Zunahme an Anfein­
dungen und Übergriffen gegenüber queeren Menschen zu beobachten 
(LSVD 2024). Eine hohe Zahl an queerfeindlichen Straftaten in Deutsch­
land bestätigt auch das Bundeskriminalamt (BKA) für das Jahr 2023. 
Im Bereich »sexuelle Orientierung« stiegen die Fälle um ca. 50 Pro­
zent im Vergleich zum Vorjahr an, während die Zahlen im Bereich 
»geschlechtsbezogene Diversität« sogar um 104 Prozent zunahmen 
(BKA 2024). Für Thüringen hatten sich bereits im Jahr 2022 die Straf­
taten im Bereich Hasskriminalität aufgrund »sexueller Orientierung« 
mehr als verdoppelt.10 Die registrierten Fälle lagen bei 25, aufgrund 

10	� Zahlen des LKA Thüringen zu »Hasskriminalität in Thüringen« im Jahr 2022, Antwort auf kleine Anfrage 
Nr. 5131 (16.11.2023) und Antwort des TMIK (06.09.2022) auf kleine Anfrage 7/3542.
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»geschlechtsbezogener Diversität« bei fünf Fällen. 2023 stiegen die 
Zahlen – laut Landeskriminalamt (LKA) – mit 30 politisch motivierten 
Straftaten im Themenfeld »sexuelle Orientierung« und sieben Straf­
taten im Bereich »geschlechtsbezogene Diversität« an (LKA 2024).11 
Allerdings muss bei diesen Zahlen von einem weitaus größeren Dun­
kelfeld ausgegangen werden (vgl. Groß et al. 2018).

Ein prägnantes Beispiel sind die bundesweiten Anti-CSD-Proteste, 
welche auch in Thüringen stattfanden. Sie waren durch Einschüch­
terungen und gewaltsame Vorfälle geprägt. Zahlreiche CSDs konnten 
nur unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen stattfinden (Mellea/Düker 
2024). In Altenburg, Eisenach und Gera versammelten sich jeweils bis 
zu 90 Rechtsextreme (ebd.: 4). So waren in Eisenach u. a. die Jungen 
Nationalisten, die Nationalrevolutionäre Jugend, Der dritte Weg sowie 
Knockout 51 maßgeblich an den Protesten beteiligt (ebd.: 10). Für die 
Anti-CSD-Proteste in Thüringen liegen keine Daten zu Gewaltaus­
übungen vor. Das darf allerdings mit Blick auf die beteiligten Gruppen 
nicht als harmloser Zustand eingestuft werden. Die deutschland weite 
Studie zu Anti-CSD-Protesten spricht von einem »koordinierte[n] Ver­
such, die LGBTIQ*-Gemeinschaft einzuschüchtern und zu belästigen« 
(ebd.: 15). 

Queerfeindliche Vorfälle im Kontext der Wahlen 2024 

Um einen systematischen Blick auf Queerfeindlichkeit in Thüringen 
2024 zu erhalten und mit dem Ziel, eine langfristige Dokumentation 
queerfeindlicher Vorfälle in Thüringen zu entwickeln, starteten Queer­
Weg e.V. und IDZ eine meldungsbasierte Dokumentation dieser Vor­
fälle im Kontext der Kommunal- und Landtagswahlen. Durch einen 
Aufruf wurde die Zivilgesellschaft aufgefordert, Vorfälle mit Bild ma­
terial zu dokumentieren und per E-Mail zu melden. Diese wurden im 
Anschluss auf Echtheit geprüft. Im Anschluss wurden die Meldungen 
nach Medium (u. a. Wahlmaterial), Inhalt (u. a. Narrative), Ort (u. a. 
 online, Schule) und Quelle (u. a. Partei, Einzelperson) kategorisiert.

Für den Zeitraum Mai bis Oktober 2024 ließen sich 22 Meldungen 
 dokumentieren. Die Anzahl und Inhalte der Meldungen zeigen: Im 
Kontext der Wahlen gab es wiederholt queerfeindliche Positionierun­
gen. Fast alle Meldungen bezogen sich auf politisches Wahlmaterial: 
Es wurden 19 Wahlplakate (AfD: 17, BSW: 2), zwei Wahlflyer (AfD) sowie 
drei Anfeindungen dokumentiert. Hervorzuheben ist die Platzierung 

11	 Zahlen des LKA Thüringens zu Hasskriminalität in Thüringen 2023, schriftliche Zusendung 24.02.2025.
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eines Wahlplakats der AfD in Erfurt in der Nähe des Queeren Zent­
rums. Das Wahlplakat mit der Aussage »Es gibt nur zwei Geschlech­
ter« wurde demnach gezielt auch als Bedrohung gegen queere Perso­
nen eingesetzt. Eine Anfeindung fand an einer Berufsschule statt.

Von den 22 Meldungen richteten sich 16 gegen geschlechtliche Vielfalt, 
insbesondere gegen TIN-Personen. Drei der Vorfälle richteten sich 
 gegen sexuelle Vielfalt. In sieben dokumentierten Fällen wurden (teils 
mehrere) queerfeindliche Narrative verwendet: angebliche Bedro­
hung durch »Frühsexualisierung« (1), des traditionellen Familienbil­
des (1), »Umerziehung« (6), »Gender-Wahn« (1) oder »LGBTIQ*-Agenda« 
(3). Über Queerfeindlichkeit hinaus wurde in drei Vorfällen Rassis­
mus als  inhaltliches Motiv kategorisiert (»Regenbogenkalifat«, Zitat, 
Vorfall 1).

Eine Analyse der Wahlprogramme zur Thüringer Landtagswahl 2024 
zeigt, dass ausschließlich Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und die 
SPD queerpolitische Themen aufgreifen. Die FDP verzichtet vollstän­
dig auf queere Themen, während allen voran die AfD, aber auch das 
BSW und die CDU in ihren Wahlprogrammen explizit queerfeindliche 
Positionen vertreten. Die drei Parteien fordern beispielsweise ein 
Verbot geschlechtergerechter Sprache, welches die CDU mit der »Ver­
unstaltung der deutschen Sprache« (CDU 2024: 25) begründet. Zentral 
für die Argumentation der AfD ist das Bedrohungsnarrativ der so­
genannten Gender-Ideologie. So wird das Gendern als »politische[r] 
Angriff« bezeichnet, dessen Ziel die »Manipulation der Bürger und die 
Zerstörung von Traditionen« sei (AfD 2024: 112). Die AfD greift gezielt 
auf Narrative der Frühsexualisierung und des Gender-Wahns zurück, 
um gesellschaftliche Bestrebungen und Kämpfe zur Anerkennung 
 geschlechtlicher und sexueller Vielfalt zu delegitimieren. Die selbst­
bestimmte Entscheidung, Veränderungen am eigenen Körper vorzu­
nehmen, bezeichnet die AfD als »Verstümmelung« (ebd.: 63). So wird 
deutlich, dass die AfD gesellschaftliche Zugehörigkeit nach eigenen 
Vorstellungen definiert und bestimmte Lebensrealitäten gezielt dif­
famiert und ausschließt.

Maßnahmen gegen Queerfeindlichkeit
 
Zusammenfassend zeigt sich, dass die politischen Entwicklungen in 
Thüringen eine ernste Bedrohung für die Rechte und Sicherheit quee­
rer Menschen darstellen. Parteien mit queerfeindlichen Positionen 
oder ohne erkennbare Unterstützung für queeres Leben sind in der 
Mehrheit. Dabei lag der Fokus im politischen Raum 2024 auf dem Phä­
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nomen der TIN-Feindlichkeit. Vorhandene Vorurteile und Narrative 
gegen geschlechtliche Vielfalt wurden während der Wahlen aufgegrif­
fen, verbreitet, und instrumentalisiert.

Während queerfeindliche Angriffe zunehmen und die Mobilisierung 
gegen CSDs wächst, stellt auch das Fehlen finanzieller Mittel für 
 queerpolitische Arbeit eine Bedrohung dar. Schutzräume und Unter­
stützungsstrukturen werden infrage gestellt. Politische und zivilge­
sellschaftliche Gegenmaßnahmen sind dringend nötig: Das Landes-
programm für Akzeptanz und Vielfalt muss weiterentwickelt werden. 
Um die Bedrohungslage sichtbar zu machen und Gegenmaßnahmen 
zu entwickeln, braucht Thüringen ein langfristiges Monitoring queer­
feindlicher Vorfälle. Vor allem Selbstorganisationen queerer Commu­
nitys müssen strukturell gestärkt, ihre Perspektiven ernstgenommen 
und in politische und  zivilgesellschaftliche Prozesse eingebunden 
werden. 
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Freie Wählergruppen (FW) haben bei den Kommunalwahlen 2024 in 
Thüringen erneut hinzugewonnen und konnten nach CDU und AfD 
die meisten Stimmen für sich gewinnen. Bei den Gemeinderatswah­
len wurden sie landesweit sogar mit deutlichem Abstand stärkste 
Kraft. Auf den Wahllisten für die kreisfreien Stadträte und Kreistage 
standen 2024 über 45 Wählergruppen – manche Gemeinderäte beste­
hen ausnahmslos aus diesen Zusammenschlüssen (Kamuf/Helmert 
2024). Seit 2004 hat diese Entwicklung stetig zugenommen, sodass 
sich auf Kreisebene sowohl die Anzahl der FW als auch ihr Wahlzu­
spruch verdoppelt haben. Anders als die rechtsextreme AfD werden 
FW jedoch aufgrund ihrer Heterogenität kaum intensiver beobachtet. 
In Anbetracht der Tatsache, dass einige dieser FW hinsichtlich ihrer 
inhaltlichen Positionen und Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit 
rechtsextremen Parteien rechtsoffen oder dezidiert rechts sind, ist 
dies eine  Leerstelle.

Freie Wählergruppen: Selbstverständnis  
der ideologiefreien Nicht-Parteien

Trotz steigender Erfolge und zunehmender Relevanz hat die Wissen­
schaft FW bisher wenig erforscht. Jedoch lassen sich gemeinsame 
 Kriterien beschreiben.

Formal sind FW durch gesetzliche Grundlagen nicht in einheitlicher 
Form bestimmt. Sie beschränken sich ausschließlich auf die kommu­
nale Ebene und verstehen sich explizit als Nicht-Parteien. Gleichzeitig 
erheben FW den Anspruch, die Interessen aller Bürger*innen durch 
eine bürgernahe Sachpolitik repräsentieren zu können, was klassi­
schen Parteien implizit abgesprochen wird (Angenendt 2021; Krappi­
del 2016). Kommunalpolitik sei nach verwaltungstechnischer Sach­

POLITIK OHNE IDEOLOGIE? 
RECHTSOFFENE WÄHLER­
GRUPPEN IN THÜRINGEN

Stephan Kaspar und Romy Arnold
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arbeit statt ideologisch motivierter Parteipolitik zu gestalten (Krap pi­
del et al. 2013). Auf inhaltlicher Ebene decken FW ein breites Spek trum 
an Themen ab, während einzelne Single-Issue-Gruppen die Kommu­
nalpolitik zu einem spezifischen Thema, beispielsweise Windkraft, 
mitbestimmen möchten.

Zusammenfassend lässt sich sagen: Freie Wählergruppen sind partei­
ähnliche, aber parteiunabhängige Gruppierungen, die sich ausschließ­
lich auf kommunaler Ebene als Alternative zu Parteien präsentieren. 
Hierbei erheben sie den Anspruch einer (bürgernahen) »ideologie­
freien«, vom sogenannten »Parteienzwang« losgelösten und »sach­
bezogenen« Lokalpolitik.

Hinsichtlich ihres Verhältnisses zu extrem rechten Parteien und 
Inhal ten teilen wir FW in drei Gruppen ein: solche, die sich deutlich 
abgrenzen, solche, die sich (extrem) rechten Inhalten öffnen und Teile 
der Programmatik übernehmen und dezidiert rechtsextreme Grup­
pen. Während Letztere wie das Bündnis Zukunft Hildburghausen des 
Neonazis Tommy Frenck (vgl. den Beitrag von MOBIT in diesem Band) 
vereinzelt im Fokus stehen, bleiben »rechtsoffene« FW in Thüringen 
oft unbeachtet. Diese werden im Folgenden beispielhaft anhand ihrer 
Inhalte und Praxis dargestellt.

Völlig unideologisch?

»Unser Fokus als Verein liegt hierbei ausschließlich auf Sachpolitik.  
Wir denken und handeln weder rot noch grün, gelb, blau oder schwarz, 
sondern ausschließlich für unsere Spielzeugstadt Sonneberg.« 

Freie-Wähler-Gruppe Pro Sonneberg, 2024

Formulierungen wie diese finden sich zahlreich bei FW, um die kom­
munale Ebene zum ideologiefreien und unpolitischen Raum zu ver­
klären. Oftmals tritt dies in Verbindung mit der Behauptung auf, »aus 
der Mitte der Gesellschaft […] Kommunalpolitik von Bürgern für Bür­
ger« (Die Regionalen Altenburger Land 2024) zu betreiben. Dabei wird 
versucht, die eigene Politik als »frei von Extremismus« und »für den 
Zusammenhalt in der Mitte der Gesellschaft« (Freie Wähler Schmal-
kalden-Meiningen 2024) zu beschreiben. Dieses Selbstverständnis ist 
problematisch für das Verständnis von Politik, da implizit geleugnet 
wird, dass politische Entscheidungen stets auf Interessen und Wert­
vorstellungen beruhen (Hummel/Taschke 2024). Dahinter verbirgt 



81

PO
LI

TI
K 

OH
NE

 ID
EO

LO
GI

E?
 R

EC
HT

SO
FF

EN
E W

ÄH
LE

RG
RU

PP
EN

 IN
 TH

ÜR
IN

GE
N

sich eine deutliche Anti-Establishment-Haltung, die in Teilen bis zu 
Verschwörungserzählungen geht: »Unsere Besonderheit bleibt eigen­
ständige, unserem Gewissen verpflichtete Kommunalpolitik, ohne 
Einmischung oder Order von ›oben‹« (Bürgerschaft für Gera 2024). 

Die Behauptung, dass Politik aus Brüssel gesteuert sei, Parteien auf den 
Müll gehörten (Bürger für Suhl 2024 – Abbildung 25), und die Abwer­
tung von  Politiker*innen als »willfährig abnickende Pseudo-Oppo si­
tionspar lamentarier« (Rückert, Bündnis Starke Heimat 2024) sind Aus­
druck eines geschürten Feindbildes gegenüber politischen Eliten und 
dem Parteiensystem. Diese Erzählungen nutzt bekannterweise die 
extreme Rechte zur Delegitimierung der parlamentarischen Demo­

ABBILDUNG 24:  
Das Bündnis  

Zukunft Hildburg- 
hausen um den  

Neonazi Tommy  
Frenck ist eine  

der bekanntesten  
rechtsextremen  

FW in Thüringen.
(Quelle: MOBIT)
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kratie und demokratischen Parteien. Damit wird die zunehmende 
Partei en verdrossenheit, die sich in weiten Teilen der Gesellschaft 
zeigt,  befeuert.

ABBILDUNG 25: Die Bürger für Suhl  
warben im Kommunalwahlkampf 2024  
mit der Entsorgung der Ampel.   
(Quelle: Bürger für Suhl 2024)

In den Wahlprogrammen einiger FW finden sich Forderungen nach 
einer restriktiveren Flüchtlingspolitik bis hin zu asylfeindlichen 
Posi tionen, die mit dem vermeintlichen Schutz »unserer Heimat vor 
äußeren Gefahren« (Rückert, Bündnis Starke Heimat 2024) begründet 
werden. So lässt sich die Residenzpflicht für Asylsuchende und die 
Verpflichtung zu gemeinnütziger Arbeit in zahlreichen Programmen 
auf kommunaler Ebene ausmachen. Mit »Forderungen an den Gast« 
(Demokratische Initiative Eichsfeld 2024) und Formulierungen wie 
»kein Abgreifen von Sozialleistungen« (Freie Wähler Ilm-Kreis 2024) 
zeigt sich hier eine deutliche Feindschaft gegenüber Asylsuchenden.

Darüber hinaus werden teilweise Signalworte aus rechten Diskursen 
genutzt. Ob eine Positionierung gegen das Gendern (»nicht GRÜN-
Ideologisch, ungegendert« – Demokratische Initiative Eichsfeld 2024) 
oder das Bekenntnis zur Zweigeschlechtlichkeit (»Wir kennen nur 
zwei Geschlechter« – Bündnis Starke Heimat 2024) Teil »ideologie­
freier« Kommunalpolitik ist, darf bezweifelt werden. In jedem Fall 
knüpft dies an queerfeindliche Narrative der extremen Rechten an.

Insgesamt zeigt sich, dass Ideologiefreiheit als Vorwand genutzt wer­
den kann, um rechte Ideologie als vernünftige Sachpolitik zu verharm­
losen und Kritik daran als ideologisch motiviert zu diffamieren. Statt 
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pragmatischer Kommunalpolitik findet sich bei einigen FW eine Offen­
heit nach rechts hinsichtlich geteilter Anti-Establishment-Haltung, 
verbunden mit der Ablehnung des Parteienpluralismus und der 
 Abwertung von Asylsuchenden. Wichtig bleibt die Differenzierung, 
denn einzelne FW lehnen »alle Formen rassistischer oder menschen­
rechtsverachtender Politik« (Bürgerliste Südharz 2024) konsequent ab.

Zusammenarbeit mit extremen Rechten

In ostdeutschen Kreistagen zeigt sich einer Studie zufolge, dass zwi­
schen 2019 und 2024 in 83 der Fälle »vor allem fraktionslose Abgeord­
nete […] der Freien Wähler am häufigsten mit der AfD kooperieren« 
(Schroeder et al. 2024). Legitimiert wird diese Zusammenarbeit mit 
kommunalpolitischem Pragmatismus und der Zuschreibung, dass 
 eine Abgrenzung zur extremen Rechten ideologisch motiviert sei. Die 
Bereitschaft, »mit jedem zusammen[zuarbeiten], der demokratisch 
legitimiert ist« (ProKommune 2024), oder die Ablehnung von Brand­
mauern (»ohne Brandmauern, aber mit brandaktueller Politik« – De-
mokratische Initiative Eichsfeld 2024) findet sich vielfach bei Freien 
Wählergemeinschaften. Diese Zusammenarbeit lässt sich in inhaltli­
che, personelle und organisatorische Kooperation unterscheiden.

Inhaltlich gestaltet sich die parlamentarische Zusammenarbeit mit 
der extremen Rechten durch das gemeinsame Abstimmungsverhal­
ten oder in gemeinsamer Antragsstellung mit der AfD oder anderen 
rechtsextremen Akteur*innen (Hummel/Taschke 2024; Schroeder et 
al. 2024). Insgesamt wurde in den Thüringer kreisfreien Stadträten 
und Kreistagen zwischen 2019 und 2024 64 Mal mit der AfD inhaltlich 
zusammengearbeitet – größtenteils durch FW (Schroeder et al. 2024). 
Zur Vollständigkeit sei aber erwähnt, dass diese Form der inhalt­
lichen Zusammenarbeit nicht auf FW  beschränkt ist: Alle Parteien 
 haben in Thüringen auf kommunaler Ebene schon Anträge mit der 
AfD abgestimmt (Schroeder et al. 2024). 

Auch die personelle Zusammenarbeit mit der extremen Rechten ist 
kein Alleinstellungsmerkmal von FW, kommt jedoch deutlich häufiger 
vor als bei demokratischen Parteien. Unter anderem wurden im 
 Saale-Holzland-Kreistag mithilfe von Stimmen der Bürgerinitiative 
Holzland und des Bauernverbandes Kandidat*innen der AfD in wich­
tige Posten  gewählt (Hummel/Taschke 2024) oder gemeinsame Kan­
di dat*innen aufgestellt. Der Kreisverband der Bürgerinitiativen 
 Weimarer Land e.V. (KVBI) stellte 2024 mit der Unterstützung der AfD 
Dirk Geyer als  gemeinsamen Landratskandidaten auf (Kappel 2024). 
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Die personelle Zusammenarbeit zwischen FW und AfD geht bis zum 
 Zusammenschluss: So gründeten die Bürger für Suhl 2024 eine 
gemein same Fraktion mit der lokalen AfD im Stadtrat in Suhl und 
auch im Kreistag des Weimarer Landes bilden die Abgeordneten von 
AfD und KVBI eine gemeinsame Fraktion.
﻿
Die Zusammenarbeit ist eine weitere Normalisierung (extrem) rechter 
Akteur*innen und ihrer Ideologien – auch wenn an dieser Stelle noch­
mals darauf hingewiesen sei, dass dies nicht für alle FW zu pauschali­
sieren ist  und zugleich nicht auf FW zu beschränken. Auf kommunaler 
Ebene findet nicht zuletzt aufgrund der Mehrheitsverhältnisse nach 
den Kommunalwahlen eine partielle Zusammenarbeit mit allen Par­
teien zwangsweise statt.

Fazit

Es gibt zahlreich verschiedene Formen Freier Wählergemeinschaften 
in Thüringen. Auch hinsichtlich der Inhalte lässt sich dieses Spek­
trum weiter differenzieren. Mit Blick auf rechtsoffene FW lässt sich 
festhalten, dass sich das Selbstverständnis auch als Einfallstor zur 
Normalisierung rechtsextremer Akteur*innen und ihrer Ideologie 
entpuppen kann. Aus einer Überzeugung der ideologiefreien und 
 parteifreien Kommunalpolitik fehlt teilweise die klare Abgrenzung. 
Hinzu kommt, dass sich bei einigen FW hinter dem Vorhang der ideo­
logiefreien und nicht-parteipolitischen Sachpolitik eine überzeugte 
rechtsoffene, rechte oder in Teilen extrem rechte Ideologie versteckt. 
Demokratiefeindliche Positionen werden so weiter normalisiert. Ge­
rade dort, wo rechtsextreme Parteien eine Chance auf Bündnisse und 
Zusammenarbeit mit Freien Wählergemeinschaften eingehen kön­
nen, geraten Zivilgesellschaft und Menschen, die den Feindbildern 
der extremen Rechten entsprechen, unter Druck. Der Zugewinn von 
Wähler*innenstimmen für FW ist zugleich Ausdruck einer generellen 
Parteienverdrossenheit. Diese Verdrossenheit wird durch bewusste 
Abgrenzung bis hin zur Ablehnung von Parteien bestärkt. Die Kom­
munalwahlergebnisse 2024 in Thüringen sind ein weiterer Ausdruck 
des Aufschwungs Freier Wählergruppen der letzten Jahre.  Diese Ent­
wicklung bringt unterschiedliche Potenziale für die Demokratie mit 
sich – nicht zuletzt ein demokratiefeindliches.
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KNOCKOUT 51: RECHTLICHER 
SCHUTZ FÜR RECHTE GEWALT? 
WIE DIE THÜRINGER JUSTIZ  
DIE RECHTSEXTREME GRUPPE 
AUS EISENACH UMDEUTETE

Prozessdoku Thüringen12

Die rechtsextreme Gruppierung Knockout 51 wurde durch den General­
bundesanwalt (GBA) aufgrund des Vorwurfs der Bildung einer terroris­
tischen Vereinigung angeklagt (§ 129 a StGB). Bereits dieser Umstand 
stellt eine Besonderheit dar. Der  Paragraf ist häufig dem Vorwurf aus­
gesetzt, vorrangig als Ermittlungsinstrument gegen linke Gruppen zu 
dienen. Der Generalbundesanwalt klagte in den Jahren 2021 und 2022 
nur  eine einzelne Person aus dem rechtsextremen Spektrum auf 
Grundlage dieses Delikts an (Deutscher Bundestag 2023: 6).

Im Jahr 2023 folgte dann das Verfahren gegen vier Knockout-51-Mit­
glieder vor dem Thüringer Oberlandesgericht (OLG) Jena. Der Terror­
vorwurf wurde damit begründet, dass Knockout 51 ab 2021 auch töd­
liche Gewalt beabsichtigte. Demnach wollte die Gruppe Linke provo­
zieren, um unter dem Deckmantel der Notwehr mit tödlicher Gewalt 
zu reagieren. Bereits zuvor wurde in Eisenach mittels Gewalt ein 
 »Nazikiez« angestrebt. Teil der Anklage waren auch schwerwiegende 
Körperverletzungen. Diese richteten sich vorrangig gegen Angehöri­
ge des politisch linken Lagers und von der Vereinigung als »Asoziale« 
eingestufte Personen (beispielsweise Drogenkonsument*innen).

12	� Die Gruppe Prozessdoku Thüringen dokumentiert Prozesse zu rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt in Thüringen. 
Die Prozessberichte werden u. a. auf dem gleichnamigen Blog veröffentlicht.
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Die Chronologie des Verfahrens

Als nicht weniger besonders erwies sich die daran anknüpfende 
rechtliche Aufarbeitung. Im August 2023 eröffnete das OLG Jena zwar 
zunächst das Hauptverfahren, ließ den Anklagevorwurf der terro­
ristischen Vereinigung aber nicht zu, da aus Sicht des Gerichts 
Knockout 51 nur eine kriminelle Vereinigung (§ 129 StGB) darstelle. 
Während die Bundesanwaltschaft für den Rädelsführer Leon R. eine 
Haftstrafe von sieben Jahren forderte, lautete das Urteil im Juli 2024 
nur auf knapp vier Jahre. Die Haftstrafen der weiteren drei Angeklag­
ten gingen nicht über zwei Jahre und sechs Monate hinaus. Über die 
dagegen eingelegte Revision hat der Bundesgerichtshof (BGH) noch 
nicht entschieden.

Nur wenige Wochen später klagte die Bundesanwaltschaft im Sep­
tember 2024 – wiederum in Jena und aufgrund des Terrorvorwurfs – 
drei weitere Personen (mutmaßliche Mitglieder bzw. Unterstützer 
von Knockout 51) an. Neben Marvin W. und dem Gründungsmitglied 
Kevin N., der zugleich als ideologischer Kopf der Gruppe galt, soll auch 
dem Heimat-Lokalpolitiker Patrick Wieschke der Prozess gemacht 
werden. Bei einer Verurteilung könnte er sein Mandat im Eisenacher 
Stadtrat verlieren. Bei der diesmaligen Entscheidung über die Zulas­
sung der Anklage ging das Oberlandesgericht noch einen Schritt 
 weiter. Es lehnte – wenig überraschend – nicht nur den Vorwurf des 
§ 129 a StGB, sondern auch seine generelle Zuständigkeit für das 
 zweite Knockout-51-Verfahren ab. Stattdessen solle das Landgericht 
Gera verhandeln. Aus Sicht des Jenaer Staatsschutzsenats fehle es für 
eine eigene Befassung an einer hinreichenden Bedeutung des Ver­
fahrens. Der BGH hat der eingelegten Beschwerde im Februar 2025 
stattgegeben und das Verfahren nun doch vor dem Thüringer Ober­
landesgericht eröffnet. Um eine unvoreingenommene Urteilsfindung 
zu sichern, muss in Jena nun zugleich unter neuer richterlicher 
 Besetzung verhandelt werden. Zugleich ist wahrscheinlich, dass auch 
das bereits ergangene Urteil aus dem ersten Knockout-51-Verfahren 
vom BGH aufgehoben wird.

Lange Vorgeschichte

Erneut hat damit ein Akteur auf Bundesebene gegen den Umgang mit 
Rechtsextremismus auf Thüringer Ebene interveniert. Bereits die 
 Ermittlungen gegen Knockout 51 wurden erst durch das BKA und den 
GBA initiiert, nachdem bei dem Hauptangeklagten Leon R. Bezüge zu 
der Atomwaffen Division Deutschland festgestellt wurden. Erkennt­
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nisse des Landeskriminalamtes (LKA) spielten für die Thesen des GBA 
kaum eine Rolle. Schon lange vorher engagierte sich derselbe Perso­
nenkreis in der Vorgängergruppierung Nationaler Aufbau Eisenach, 
bevor diese aus Angst vor einem Verbot aufgelöst wurde. Im Prozess 
gegen Knockout 51 kam zur Sprache, dass gegen diese Personen allein 
in den Jahren 2015 bis 2017 42 Ermittlungsverfahren geführt wurden, 
die aus Körperverletzungen, Sachbeschädigungen und Propaganda­
delikten resultierten. Neu war mit Knockout 51 die überregionale Ver­
netzung in der rechtsextremen Kampfsportszene und das Selbstver­
ständnis als elitäre Kampfeinheit in der Neonaziszene Eisenachs. Auf 
lokaler Ebene blieb es aber  damals bei jeweils isolierten Strafverfah­
ren, ohne im Rahmen einer strafrechtlichen Erfassung als kriminelle 
Vereinigung (§ 129 StGB) bestehende Gruppenstrukturen zu erfassen. 
Ein bereits 2015 eingeleitetes Ermittlungsverfahren nach § 129 StGB 
gegen zwei Personen aus dem identischen Umfeld wurde eingestellt.

Ein mögliches Tätigwerden der Bundesbehörde setzt bereits einen 
fortgeschrittenen Radikalisierungsverlauf voraus, zuvor sind aus­
schließlich die Länder zuständig. Der Geschehensablauf erinnert an 
Vergleichsfälle in Sachsen aus der Vergangenheit, die auch § 129 a 
StGB zum Gegenstand hatten. So wollte auch im Fall der neonazisti­
schen Gruppe Freital die sächsische Generalstaatsanwaltschaft die 
Beschuldigten nur isoliert wegen einzelner Delikte belangen. Erst 
durch die Übernahme des Verfahrens durch die Generalbundesan­
waltschaft kam es zu einer Auseinandersetzung mit der Gruppen­
struktur und schließlich einer Verurteilung wegen Bildung einer 
 terroristischen Vereinigung (Schedler 2018: 45). Aus dem Komplex um 
die Gruppe Freital wurde anschließend die Schlussfolgerung gezogen, 
dass sich nach dem Versagen der lokalen Behörden zumindest das 
Sächsische Oberlandesgericht im Vergleich zu anderen Tatgerichten 
positiv hervorgetan habe (Pietrzyk/Hoffmann 2020: 322). Hieraus 
 erwuchs die Hoffnung, dass das Zusammenwirken eines »zupacken­
den Generalbundesanwalts« mit entsprechenden Urteilen der Ober­
landesgerichte das Versagen der lokalen Behörden im Umgang mit 
rechtsextremen Gruppierungen zumindest in herausgehobenen Fäl­
len kompensieren kann (Schultz 2021: 145).

Novum in Jena

Im Verfahren in Jena kam es dagegen anders. Normalerweise herrscht 
in Staatsschutzverfahren zwischen der Bundesanwaltschaft und den 
Oberlandesgerichten – unabhängig des politischen Hintergrunds – in 
wesentlichen Fragen ein überwiegender Konsens. Der GBA kann durch 
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die Anklageschrift bereits die politische Richtung des Verfahrens diri­
gieren und wesentliche Narrative vorgeben, die meist von den Gerich­
ten übernommen werden. Zudem muss der BGH in Staatsschutzver­
fahren schon früh aufgrund seiner Zuständigkeit für Haftprüfungen 
eine rechtliche Einschätzung abgeben. Das soll den Gerichten eine 
frühzeitige Weichenstellung ermöglichen (Nehm 2020: 1346 f.).

In drei Beschlüssen, die jeweils Haftprüfungen aus dem zweiten 
Knockout-51-Verfahren (also von Kevin N. und Marvin W.) zum Gegen­
stand hatten, wies der Bundesgerichtshof darauf hin, dass Knockout 
51 aus seiner Sicht eine terroristische Vereinigung darstellt. Wenige 
Tage vor dem Urteil führte er explizit aus, dass das OLG Jena Tötungs­
absichten fälschlicherweise verneint. Dafür spreche in der Gesamt­
würdigung die quasimilitärische Aufrüstung mit Macheten und einer 
3D-gedruckten Waffe, etliche gewaltaffine Äußerungen wie »Antifas 
umlegen« und geäußerte Pläne, mit einem Auto in eine Menschen­
menge zu fahren (Bundesgerichtshof 2024).

Dabei soll nicht suggeriert werden, dass es wünschenswert wäre, dass 
sich ein Gericht der Bundesanwaltschaft »unterwirft« Gleichwohl 
stellt es einen bemerkenswerten Umstand dar, dass gerade der Staats­
schutzsenat Thüringens im Umgang mit rechtsextremer Gewalt die 
gewünschte Verfahrenssteuerung des obersten Strafgerichts derart 
ignoriert und so die Aufhebung der eigenen Urteilsentscheidungen, 
wie nun geschehen, in Kauf nimmt. Dies dürfte aufgrund der institu­
tionellen Logik in der Staatsschutzjustiz in diesem Ausmaß ein  Novum 
darstellen. Der anwesende Bundesanwalt bezeichnete die Verfahrens­
führung in Jena rückwirkend als »einzigartig« für einen Staats­
schutzsenat.

Relativierung und Normalisierung

Inhaltlich interpretierte das OLG Jena sämtliche Äußerungen und 
Handlungen der Neonazis im Lichte eines Selbstschutzes gegen links­
extreme Gewalt. Ein nur vorgeschobener Verteidigungswille wurde 
 trotz Aussagen wie »Vielen Dank nochmal an dieser Stelle an den 
 Notwehr-Paragraphen« und der Propagierung eines »Faschistischen 
Selbstschutzes« verneint. Selbst die Errichtung eines »Waffenarse­
nals« stehe vor dem Hintergrund der eigenen Verteidigungsfähigkeit 
(Thüringer Oberlandesgericht 2024). Damit erhält die in der rechts­
extremen Szene propagierte Defensivrhetorik, wonach eigene Gewalt 
einen notwendigen Abwehrkampf des Widerstands darstelle, eine 
 juristische Einkleidung durch das höchste Strafgericht Thüringens. 
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Der BGH wies diese Argumentation in dem nun ergangenen Beschluss 
zurück und betitelte vorgegebene Verteidigungsabsichten als »Deck­
mantel für die eigene Aggression« (Bundesgerichtshof 2025).

Das Thüringer Gericht nimmt auch in der grundlegenden Bewertung 
von Rechtsextremismus eine Sonderstellung ein. Wie bereits angeris­
sen, ist ein Oberlandesgericht auch für Verfahren gegen kriminelle 
Vereinigungen zuständig, wenn dem Fall eine besondere Bedeutung 
zukommt. Dem Kriterium wohnt eine politische Wertung inne. Der 
BGH führte bei Knockout 51 hierzu aus, dass sich die besondere Bedeu­
tung aus der nationalsozialistischen Ausrichtung, der überregionalen 
Vernetzung mit rechtsradikalen Kräften und dem Willen, mit Gewalt 
ein Stadtgebiet zu kontrollieren, ergebe (Bundesgerichtshof 2022).

Das OLG Jena betitelte in seinem Beschluss die vorgeworfenen Straf­
taten dagegen als »Vorfälle, die im Wesentlichen die Schwelle einer 
 persönlichen Auseinandersetzung nicht überschritten«. Gleichzeitig 
insinuierte das Gericht, dass Warnungen vor dem Gefährdungspoten­
zial der Gruppe aus der Luft gegriffen seien. So habe Knockout 51 in den 
 Medien und der Bevölkerung erst durch die Festnahmen Aufsehen 
 hervorgerufen. Das öffentliche Interesse sei »künstlich konstruiert« 
(Thüringer Oberlandesgericht 2024). Durch diese Argumentation wird 
nicht nur die fortgeschrittene Normalisierung rechtsextremer Gewalt 
in Eisenach (Salheiser/Quent 2022: 174 f.) verrechtlicht. Es wird auch 
ersichtlich, dass Resignation und Ignoranz in weiten Teilen der Bevöl­
kerung aus Sicht des Gerichts gleichzeitig die juristische Bedeutung 
von Neonazi-Strukturen relativiert. Während sich aus Urteilen ande­
rer Oberlandesgerichte eine höhere Sensibilisierung unterer Gerichts­
instanzen für rechtsextreme Strukturen erhofft wurde (Pietrzyk/Hoff­
mann 2020: 322), ist in Thüringen folglich das Gegenteil zu befürchten.
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und forscht derzeit zu Polarisierungsdynamiken in den Sozialen Medien. 
Seit Jahren realisiert er für das IDZ statistische Mehrebenenanalysen  
zu den Wahlergebnissen rechtsextremer Parteien bei Bundestags-, 
 Landtags-, Europa- und Kommunalwahlen. 

Rothmund, Tobias, Prof. Dr. — ist Professor für Kommunikations- und Medien
psychologie mit dem Schwerpunkt Netzöffentlichkeit und Social Media am 
Institut für Kommunikationswissenschaft der Friedrich-Schiller-Uni   Jena. 
Seit 2024 ist er zudem Direktor des Zentrums für Rechtsextremismusfor-
schung, Demokratiebildung und gesellschaftliche  Integration (KomRex).

Salheiser, Axel, Dr. phil. — studierte Soziologie, Psychologie und Anglistik/
Amerikanistik an der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Er ist wissen-
schaftlicher Leiter des Instituts für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ).

Schergaut, Jakob, M. A. — ist Sozialwissenschaftler und verantwortet das seit 
 August 2024 von der Stiftung EVZ geförderte Projekt »Geschichte statt 
Mythen“ an der Friedrich-Schiller-Universität Jena.
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Schuldt, Luca — studiert Gesellschaftstheorie an der Friedrich-Schiller-Universität 
Jena und absolvierte zuvor ein Studium der Medienwissenschaften  
an der Bauhaus-Universität  Weimar. Seit April 2024 ist er als Projekt
mitarbeiter für die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus 
(RIAS) Thüringen tätig.

Steiner, Felix M. — studierte Politikwissenschaft, Germanistik und Pädagogik  
an der Georg-August-Universität Göttingen. Seit 2013 arbeitet er als 
 Berater bei der Mobilen Beratung in Thüringen – Für Demokratie gegen 
Rechtsextremismus (MOBIT e.V.).

Stolp, Arne, M. Sc. — ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Kom mu
nikations- und Medienpsychologie des Instituts für Kommunikations
wissenschaft der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Seit Oktober 2023  
ist er als Doktorand im BMBF-geförderten Projekt »Sensibilisierung für 
politische Voreingenommenheit« (SensipoV) tätig.

Streitberger, Johannes — ist Historiker und seit 2024 Geschäftsführer des 
Zentrums für Rechtsextremismusforschung, Demokratiebildung und 
 gesellschaftliche Integration (KomRex) an der Friedrich-Schiller-Uni  Jena.

Uluçay, Berna, M. A. — studierte Soziologie und ist Projektleiterin bei elly,  
der Beratungsstelle für Betroffene von Hatespeech in Thüringen.

Wenzlaff, Alessa — studiert Civic Education (M. A.) im Bereich Soziale Arbeit  
an der Ernst-Abbe-Hochschule und ist politische*r Bildner*in. Alessa 
Wenzlaff arbeitet und forscht aktuell zu queer- und transfeindlicher 
 Gewalt und zivilgesellschaftlichem Monitoring.

Zielinski, Susanne — ist Historikerin und Literaturwissenschaftlerin. Seit Sommer 
2022 ist sie wissenschaftliche Referentin am Institut für Demokratie und 
Zivilgesellschaft (IDZ). Sie leitet die Recherche- und Informationsstelle 
Anti semitismus in Thüringen (RIAS Thüringen).

Ziemer, Carolin-Theresa, M. Sc. — ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl 
für Kommunikations- und Medienpsychologie des Instituts für Kommu
nikationswissenschaft der Friedrich-Schiller-Universität Jena.

Zobel, Franz – studierte Politikwissenschaften, Rechtswissenschaften und Neuere 
Geschichte an der Friedrich-Schiller-Universität in Jena. Er ist Projekt leiter 
von ezra – Beratung für Betroffene rechter, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt in Thüringen.
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